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Heer und „innerer Feind

Beim Kampfe um die neue Heeresverſtärkung, ſo ſchreibt
das Hamburger Echo, hat die Sozialdemokratie gwei
große Erfolge errungen. Zunächſt hat ſich die Regierung
durch den Druck der ſozialdemokratiſchen Agitation und mit
Rückſicht auf die Stärke der ſozialdemokratiſchen Reichstägs-
fraktion genötigt geſehen, die Koſten der neuen Rüſtungen im
weſentlichen den beſitzenden Klaſſen aufzuerlegen. Dieſer Er-
folg, deſſen volle Wirkungen ſich erſt nach Einführung der
neuen Befitzſteuern zeigen werden, ſchuf eine neue Baſis für
die parlamentariſche Aktion der Soziäldemokratie, bon der
aus neue Erfolge zu erreichen waren und noch zu erreichen
fein werden. Der nächſte war, daß der Kriegsminiſter
vollſtändig in die Defenſkve getrieben wurde, aus der etr,
trotz mancher „ſchneidigen“ Ausfälle, auch nicht ſo leicht
wieder herauskommen wird. Wenn man das Auftreten der
Herren Bronſart v. Schellendorff und des Herrn von
Einem mit dem des Herrn v. Heeringen vergleicht,
kommt man leicht zu dieſer Ueberzeugung. Nicht als ob Herr
v. Heeringen nicht das Zeug hätte, es ſeinen Vorgängern
gleichzutun. Aber die Situation hat ſich geändert. Die Volks
ſtrömung gegen den unerſättlichen Militarismus iſt eine ſo
mächtige geworden, daß ſeine Vertreter einen immer ſchiie
rigeren Stand haben, wenn ſie ſeine Anforderungen begrün-
den wollen.

Der Drudk dieſer Volksſtrösmung war es denn auch, der
Herrn v. Heeringen veranlaßte, den reaktionären und volks
feindlichen Geiſt des Militarismus als möglichſt harmlos hin-
zuſtellen, ja förmlich zu entſchuldigen. Er hat ſogar in klein
lauter Weiſe verſichert, die Armee beſchäftige ſich nur „ganz
wenig oder gar nicht mit dem „inneren Feind', und zum be
waffneten Einſchreiten des Militärs ſei es nur ſelten ge
kommen. Das letztere iſt objektiv richtig. Aber wenn der-
artige Dinge in Deutſchland vermieden worden ſind, ſo iſt das
micht, wie es nach Herrn v. Heeringen ſcheinen könnte, das
Verdienſt der Militärbehörde und ihrer kiebenswürdigen Rück
ſichtnahmme. Nein, dem Militarismus wurden Zügel angelegt
durch die feſte Haltung und durch die Beſonnenheit der So
zialdemokratie und der klafſſenbewußten Arbeiter überhaupt.
Ohne dies wäre es in Deutſchland ſicherlich zu Metzeleien ge
kommen. Hatte doch ſelbſt ein ſo kühl überlegender Staats
mann wie der Reichskanzler v. Caprivi ſein Amt ange
treten in der ausgeſprochenen Erwartung, daß es zu „Straßen
kämpfen kommen werde. Der Mann war bald eines andern
belehrt.

Man verſetze ſich in die Zeiten Bismardks zurück. Dieſer
Staatsmann aus der alten Metternichſcherr Schule hatte
geglaubt, in der hiſtoriſchen Rumpelkammer ſeines Vorbildes
das gerignete Rüſtzeug gefunden zu haben, mit dem er die
verhaßte Soziäldemokrakie niederſchmettern könne. Er be
nußte die 1878 ſtattgefundenen Attentate gegen den alten
Kaiſer Wilhelm zu einer verlogenen Hetze gegen die So
gialdemokratie, machte damit das ganze Spießbürger- und
Philiſtertum ſcharf und erreichte das Sozialiſtengefetz, mit
dem er wie mit einem ungeheuren Knüppel drein ſchlug.
Durch die unaufhörlichen Miß handlungen wollte er die Sö
zialdemokratie zur Verzweiflung bringen und hoffte, ſie
ſchließlich auf die Straße zu treiben. Wenn dann Barrikaden
ebaut wurden, ſo wollie er die Empörung mit der ganzen

ucht der preußiſchen Heeresmacht niederſchmettern und die
ſozialiſtiſche Bewegung auf abſehbare Zeit hinaus im Blut
erſticken.

Die leitenden Geiſter der Sozialdemokratie durchſchauten
dieſen infernaliſchen Plan ſogleich. Der damalige Vorwärts
trug während der letzten Zeit ſeines Beſtandes täglich die
Worte an der Stitn: „Habt acht Man will ſchießenl“

Und die ſozialiſtiſchen Arbeiter hatten acht. Keine Provo-
kation konnte ſie zur Putſcherei hinreißen, die zum Verderben
der Bewegung werden konnte. Sie trotzten den Mißhand-
lungen ebenſo zäh wie den Lockſpitzeln, und ſie trotzten auch
der ſozialpolitiſchen Lockpfeife der Regierung, wodurch ſie
Bismarcks Zorn noch mehr reizten. Jn ſtiller, zäher, un
ermüdlicher Arbeit nährten ſte das heilige Feuer der ſözialiſti
ſchen Prinzipien und brächten es ſoweit, däß t die Wir
kungen des Sozialiſtengeſeßes gegen ſeinen Urheber ſelbſt
wendeten. Noch jn ſeinem Sturze gtiff er nach der Jdeer
eines Staatsſtreiches gegrn das allgemeine Wahltecht, wobei
er vor einem Blutbad nicht zurückſcheute. Aber er griff in die
leere Luft und fiel.

Wenn diefer grimmige Volksfeind im Kereiſe ſeiner Ge-
treuen den Plan einer Zroößen Mehzelei auseinanderſetzte, wie
mögen da die Augen ſo manches „Helden“ geleuchtet haben,
der glaubte, an der „Kanaille“ ſeine Sporen verdienen zu
können! Solcher Helden gibt es aurh heute noch genug. Und
das geſinnungstüchtige Bürgettum, von welchem die Armee als
eine che für die feuerfeſten Geldſchränke angeſehen wird,
würde Hurra dazu ſchreien und den Siegern Kr fpenden
r Ehrenpforten bauen für die Niedermetzelung der eigenen

eheAuch veim Kampfe des Prolekariats init der kapikaliſtiſchen
Anbetung greift die Staaksgewalt mit dem Militarismus
ein, und der Zurückhaltung der Arbeiter iſt es zu danken, daßdir gedſecen Zuſaamrente J ereigneten

ebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Der „Scherz“ des Herrn v. Heeringen, daß in unſerer Zeit
für „aufrühreriſche Bewegungen“ die Feuerſpritze ge
nüge, ſtimmt alſo durchaus nicht mit den wirklichen Verhält
niſſen. Auch ſein Vorgänger Bronſart v. Schellendorff, auf
den er ſich berief, hatte geſagt, es werde bei ſolchen Dingen
„nicht immer mit naſſen Zylinderhüten abgehen“.

Man ſagt, die Revolutionen alten Stils mit ihren Barri
kadenkämpfen ſeien vorüber. Jn der Tat ſtellt die ſoziale
Bewegung der modernen Kulturſtaaten etwas weit Umfaſſen-
deres dar, als jene Bewegungen der Vergangenheit. Der
revolutionäre Jnhalt der modernen ſozialen Bewegung geht
weit über alles Aehnliche hinaus; er fordert die Abſchaffung
jeglicher Klaſſenherrſchaft, während die früheren Umwäl-
zungen immer nur eine neue Klaſſenherrſchaft zutage geför-
dert haben.

Dieſe größte Veränderung der Weltgeſchichte, die ſich im
Werden befindet, vollzieht ſich im weſentlichen durch ſozial-
ökonomiſche Faktoren; welche Form die letzten Uebergänge an
nehmen werden, bleibt der Zukunft vorbehalten. Aber ſo wenig
dieſer Gang der Dinge durch Putſche beſtimmt wird, ſo wenig
kann der Militarismus ihn ſtören. Nachdem die Aera der
Barrikaden vorüber, iſt auch die Rolle des Militarismus als
Bezwinger revolutionärer Bewegungen zu Ende. Es war
vielleicht eine dunkle Ahnung dieſer Tatſache, welche den
Kriegsminiſter ſo herabgeſtimmt hat.

Bleibt noch die Rolle des Erziehers der Jugend zur Militär-
frömmigkeit fürs ganze Leben in der Kaſerne. Nun, vor
dieſer Tätigkeit brauchen wir uns nicht im geringſten zu
fürchten. Die ungeheure Ausbreitung der ſozialiſtiſchen Be
wegung und ihr ſchneller ſieghafter Aufſtieg beweiſen, wie
wenig die Kaferne ihr Schranken zu ziehen vermag.

Dieſes Jahrhundert gehört eben dem Sozialismus, wenn
auch ſcheinbar der Militarismus triumphiert. Dieſe Tatſache
wird den herrſchenden Klaſſen von Tag zu Tag von der un

erbittlichen Logik unſerer ganzen Zeitentwicklung eingebläut
werden.

Politiſche AUeberficht.
Halle (Saale), den 24. Juni 1913.

Die zweite Leſung des Wehrbeitrags.
Die Budgetkommiſſion des Reichstags ſetzte an Montag vor

mittaäg die zweite des Wehrbeitrags fort. Bei der erſten
Leſung iſt bekanntlich mit Hilfe der Nationalliberalen be
ſchloſſen worden, bei Vermögen, die in landwirtſchaftlichen

rundſtücken enthalten ſind, das h d des Er
tragswerts in Anrechnung zu btingen, ſtatt dem 25fachen,
wie es die Regierungsvorlage fördett. Am Montag beantragten
nun die Nationalliberalen, den in der Vorlage enthaltenen
Satz wieder de ſtellen und weiter: „Jn allen Fällen kann
der Beitragspflichtige veelangen, daß ſtatt des Ertragswerts
der gemeine Wert der Veranlagung h gelegt wird.
Dieſes Zegt erliſcht, wenn es nicht ſpäteſtens bis zum Ablauf
von zwei Wochen nach Zuſtellung des Veranlagnngsbeſcheides
t gemucht wird. Die Volkspartei beantragte: „Bei

r Bewertung der land und forſt wirtſchaftlichen ſowie der
Wohn und gewerblichen Zwecken dienenden Grundſtücke find
neben dem Ertragswert der Verkaufswert und
die Pacht- oder Mietpreiſe n P welcheſich für t hre gleicher Art nad dem Durchſchnitt der
letzten fünf Jahre ermitteln laſſen.“ Die Nationalliberalen
begründeten ihren Antrag damit, daß die Herabſetzung des
Satzes auf das Zwangigfache einen Ausfall von 90 Millionen
ergeben würde. J 7 hat aber die allgemeine Mißſtim
müng, die infolge der ſten en Begünſtigung des Grund
v entſtanden iſt, die Nationalliberalen zur Erkenntnis
ebracht, daß ihre Liebedienerei für die Agrarier ihnen die
ympathien der ſtädtiſchen Bedölkerung rauben werde. Nach

einem Antrage Behrens ſollen auch die Gärtnereibetriebe
den land wirtſchaftlichen Betrieben gleichgeſtellt werden.
Namens der Sozialdemokraten forderte Genoſſe Da vid, wie
ſchon bei der erſten Leſung, daß die Grundſtücke aller Art nur
nach dem gemeinen Wert, nicht aber nach dem Ertrag s-
wert veranlagt werden. Wird dieſe erung abgelehnt,
werden die Sozialdemokraten 4 den nationalliberalen An
trag ſtimmen, um einer allzu tollen Begünſtigung der Agrarier
vorzubeugen.

Nach langer Debatte wurden folgende Beſchlüſſe gefaßt
Gegen die Stimmen dert Konſervativen und des Zentrums wirddas gerungen igfache des Ertragswerts wieder hergeſtellt,

der Antrag der Volkspartei wird gegen die Stimmen der
ialdemokraten und der Volkspartei abgelehnt der Antrag

ehrens einſtimmig r endlich wird der zweite An
trag der Nationalliberalen etwas verändert gegen die Stimmen
der Sozialdemokraten, die eine Veranlagung nach dem ge-
meinen Wert gefordert haben, für den ſich aber eine Mehrheit
nicht fand, angenommen.Vie Kommiſſion trat nunmehr in die Beratung darüber ein,

wie das Kin kommen zum Wehrbeitrage herangezogen
werden ſoll. In der erſten Leſung iſt beſchloſſen worden, das
Einkommen zu iaypitgliſieren und ſo von einer beſtimmten
Höhe an oder auch neben dem Vermögen zum Beitrag heran
g. n. Zur zweiten Leſung ſind vom Berichterſtatter

afen Weſtarp offenbar im Einverſtändnis mit feinenkonſervativen a freunden, dem Zentrum, den National-

liberalen und egierung Anträge ausgearbeitet worden,
ie t Kapitaliſſerung des Einkommens beeitigen, das Einkommen überhaupt zum Beitrag heran
iehen wollen. eſtatp beantragt: Die Abgabe vom

kinkommen beträgt bei einem Einkommen bis zu 10000 Mk.
1 v. H., ſteigend bis bei 500 000 Mk. acht v. H. Nach Berech
nüngen der Regierung würde dieſe neue Staffelung einen

wen ungefähr 80 Millionen M ergeheg, Die
2

Sozialdemokraten beantragten das Folgende: Die Ab-
gabe vom Einkommen beträgt bei einem Einkommen

von 5-10 000 Mk. 1 vom Hundert,
von den nächſtangefangenen od. vollen 10000 83

4 690009 6100000 9
e 500 000 12
160600000 15

Genoſſe Wurm erklärte, der Kompromißantrag unter dem
Namen Weſtarp treffe die kleineren Einkommen viel
härter als nach den Beſchlüſſen der erſten Leſung, dagegen
werden di Sotae Einkommen ſehr geſchont. Das
könnten die Soialdemokraten nicht mitmachen.

Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde gegen die Stimmen
unſerer Genoſſen abgelehnt, der Antrag Weſtarp (Kompromiß-
antrag) gegen die ſozialdemokratiſchen Stimmen angenommen.
Einſtimmig Annahme fanden die folgenden Anträge Weſtarp:
„Als feſtgeſtellt wird angenommen das niedrigſte Einkommen
der Steuerſtufe. in welcher der Steuerpflichtige zur Ein-
kommenſteuer veranlagt iſt oder ohne Berückſichtigung der
perſönlichen Verhältniſſe zu veranlagen geweſen wäre.“

Weiter wurde beſchloſſen, die Verpflichtung zur Ver
mögenserklärung bei 20000 Mt. beginnen zu laſſen.
Aufgehoben wurde die Beſtimmung, daß gegen einen Beitrags-
pflichtigen, der wiſſentlich unwahre Angaben der Behörde
macht, neben Geld- und Gefängnisſtrafen auch auf Verluſt
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann.
Dagegen wurde beſchloſſen, daß die Steuerbehörde der Staats-
anwaltſchaft die Akten zu übergeben hat, ſalls der Verdacht
der boswilligen Steuerhinterziehung beſteht.

Die Sozialdemokraten beantragen ferner, einen etwaigen
Ueberſchuß beim Wehrbeitrag für die Veteranen, für
Mutter- und Säuglingsſchutz und ſonſtige ſozial-
politiſche Zwecke zu verwerten. Das Zentrum dagegen fordert:
„Die Einnahme aus dem Wehrbeitrag zug lich freiwilliger
Beiträge iſt ausſchließlich zur Deckung der Koſten für die Ver
ſtärkung der Wehrmacht auf Grund der Vorlage zu verwenden.
Wenn nach dem lag für das Jahr 1915 die Einnahme
aus dem Wehrbeitrag die Ausgaben, zu deren Deckung ſie be
ſtimmt iſt, rſchreitet, iſt der Mehrbetrag zur Kürzun
des letzten Drittels des ehrbeitrages naMaßgabe des Reichshaushaltsgeſetzes bereitzuſtellen.“ Die
Kommiſſion hatte in der erſten Leſung beſchloſſen, Ueberſchüſſe
zur Schuldentilgung zu verwenden. Schatzſekretär Kühnſprach ſich für n dehtrameanieg aus.

Nach längerer atte wurde der Antrag der Sozialdemo-
kraten gegen die Stimmen unſeter Genoſſen abgelehnk; der
Antrag des Zentrums dagegen gegen die Stimmen der Soöztal-
demokraten angenommen. Damit iſt die zweite Leſung des
Wehrbeitrages erledigt.

Der badiſche Großblock für die Landtagswahlen.
Am Sonntag hielten, wie geſtern ſchon kurz gemeldet, ſowohl

die Sozialdemokraten wie die Nationalliberalen und Fort
ſchrittler außerordentliche Parteitage ab, um das Blsckabkom
men zu ſanktionieren, das von den Vertretern dieſer drei Par
teien vor einiger Zeit für die Landtagswahlen vorbereitet
worden war.

Der außetordentliche Parteitag der badiſchen Sozial
demokratie fand am Sonnabend und Sonntag in Freiburg
ſtatt. Er war fehr ſtark beſucht. Delegierte wurden 134 ge-
zählt, dazu kamen 16 Ländkagsabgeordnete. Der Werken Fen
wurde durch den Genoſſen Ebert vertreten. Außerdem hatten
die baheriſchen, heſſiſchen, pfälziſchen und elſaß-lothringiſchen
Organiſationen Vertreter entſandt. Ueber das Blockabkom-
men referierte der Abg. Dr. Frank. Er führte zur Begrün
dung desſelben aus: Wir verlangen in der Landespolitik die
konfeſſionell gemiſchte und rein weltliche Schule, bei der bevor
ſtehenden Reform des Fortbildungsſchulweſens Uebernahme
der Koſten auf den Staat. Weiter fordern wir Trennung der
Kirche vom Staat und Ablehnung der 1914 wieder fällig wer-
denden Verlängerung der Dotation an die Kirchen im Betrage
von 6000 000 Mk. Die Jnuſtigfragen müſſen nach dem Fried-
richsfelder Urteil gegen ſtreikende Arbeiter jetzt öfter wie früher
im badiſchen Landtag beſprochen werden. Die Ausnützung der
Waſſerkräfte für das ganze Land und durch den Staat hat die
Sozialdemokratie ſchon ſtets gefordert und ſie vertritt dieſe
Forderung auch ferner mit Nachdruck. Aber auch den Kampf
für die Arbeitsloſenverſicherung, für die Verbeſſerung der
Fabrikinſpektionen hat die Landtagsfraktion ſtets in den
Vordergrund geſtellt. Wir ſind keine großherzoglich badiſchen
Sozialdemokraten und wollen es auch nicht ſein. Aber um
obige Forderungen durchführen zu können, müſſen wir unter
allett Umſtänden eine Majorität des Zentrums und der Konſerdativen verhindern, un dazu ſoll das Teilabkommen mit
den Nationalliberalen und Fortſchrittlern bei den Landtags
wahlen dienen. Es ermöglicht dem Zentrumsführer Wacker
nicht, die Koalition der Linken zu ſprengen. Ein Großblock für
den erſten Wahlgang iſt nicht abgeſchloſſen worden, wir find
alſo trotz des Teilabkommens vollſtändig ſelbſtändig gegenüber
den Nationalliberalen und den Fortſchrittlern. Das Teil-
abkommen bezieht ſich auf die Wahlkreiſe Lahr-Stadkt,
Schwetzingen, r HeidelbergWiesloch
und Heidelberg-Eberbach. Hier ſtellen die Fortſchrittler und
RNativnalliberalen getrennt Kandidaten auf, um es dem Zen-
trum unmöglich zu machen, der Sozialdemokratie dadurch dieſe
Kreiſe zu nehmen, daß es ſofort den liberalen Kandidaten
unterſtützt. Jm zweiten Wahlgang muß dann das eigentliche
Großblockabhkommen getroffen werden. Unſer ſämtlicher Beſitz
ſtand war nicht in das Teilabkommen einzuſchließen, da unſere
prozentuale Stimmenzahl für ſolche Anſprüche zu gering iſt.
Es darf eben nicht nur auf die der date ankommen,

auf jeden Zall die verhindern
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ſten Linken. Kriegsminiſter Etienne und Miniſterpräſidenk
Barthou proteſtierten gegen dieſe Aeußerung Miſtrals.)

Jaurss rief von ſeinem Platz aus: Zur gleichen Zeit
unternehmen die Chauviniſten und Militariſten diesſeits und
jenſeits der Grenze dasſelbe abſcheuliche Werk, zwei Völker zu

v ezu wenden. Halt ſandte dem Goethebund folgendes
Telegramm:

Agnetendorf, 21. Juni. Verehrte Herren! Jch danke aufs
tiefſte für Jhren Beſchluß, durch den auch Sie an die Seite
des gemaßregelten deutſchen Geiſtes treten. Jch bin glück-

d

Geben wir das Abkommen preis, gleicht das einer verlorenen
politiſchen Schlacht.

Diskuſſion über das Referat Franks fand nicht ſtatt. Der
Antrag, das getroffene Abkommen zu billigen, wurde unter
großem Beifall einſtimmig angenommen. Das Referat Franks
er re eenen. Der Landesvorſtand wird das lich daß der Verſuch eine ſelbſtverſtändliche. erdgewachſene heunruhigen, die den Frieden wollen. Wie Miſtral, wie Lieb-
Zentralwahlkomitee bilden. Vaterlandsliebe zu verdächtigen, nun doch elementare Zurück- dieſen Stimmungen nur einey Aus dem Geſchäftsbericht des Vorſitzenden der Landesorgani- weiſung findet. Jetzt aber nach Breslau zu kommen, wo mich knecht, erkläre ich, daß, wenn an dieſen Stimmung

Spur von Wirklichkeit vorhanden iſt, ſo iſt es die Exiſtenz einer 3
ganzen Organiſation zur Verurſachung einer gewinnbringen-
den Panik. (Beifall auf der äußerſten Linken, lebhafter Wider
ſpruch auf zahlreichen Bänken.)

Miſtral nahm darauf ſeine Anklagerede wieder auf, die er
beendete, indem er für den Gegenentwurf Briquet eintrat. Der
Gegenentwurf Briquet wurde darauf mit 503 gegen 70 Stim-

ſation Geiß iſt noch hervorzuheben, daß die Aufhebung des
mittelbadiſchen und unkerbadiſchen Parteiſekretariats in Aus-
ſicht genommen iſt, da ſie 8000 Mk. Koſten verurſachen und die
Erfolge mit dieſen Aufwendungen nicht im Einklang ſtünden.
Ferner wurde ein Antrag angenommen, wonach Kandidaten

im Herzen meiner eigenſten Heimat der mörderiſche Stich
feiger, ſchleichender und ſcheinheiliger Denunzianten mora-
liſch vernichten wollte, kann ich mich nicht entſchließen, trotz-
dem ich weiß und täglich dankbar erfahre, daß in Breslau
die Aufrechten, Geradſinnigen und Achtung gebietenden
Geiſter noch immer die erdrückende Mehrheit bilden. Ganz
ergebenſt Gerhard Hauptmann.
Wie auf Kommando fallen alle „patriotiſchen“ und „natio-

zu Gemeindewahlen in der Regel ein Jahr, Kandidaten für
i Land und Reichstagswahlen drei Jahre Parteimitglieder ſein
n müſſen.

S u u men abgelehnt.e Einen Großblock fürs Reich und für Preußen nalen“ Blätter über Hauptmann her. Den Vogel ſchießt wohl Anungagneur verteidigte ein Gegenprojekt, das von fünfzig
ſieht als Folge des badiſchen Abkommens bereits die Frank die Tägl. Rundſchau ab, die den Dichter kurzerhand wr 7 Deputierten der Linken unterzeichnet iſt und die zweijährige

S e h c t geiſtesgeſtört erklärt. Sie ſchreibt: „Die beklagenswerte und Mittezwei Einſtellungen Mitte April
Er ſagte, er gebe nicht zu, daß man

ſich in Geheimniſſe hülle, nur um keine Rechtfertigung der
Forderung der dreijährigen Dienſtzeit zu geben. Er ſehe nicht
ein, welchen Nutzen es habe, die Kompagnien auf eine Stärke
von hundertvierzig Mann zu bringen. Der Kriegsminiſter
antwortete, das geſchähe deshalb, weil es auch anderswo ge-
ſchehen ſei. Augagneur entgegnete, das ſei kein Grund. Er
erklärte ſchließlich, man ſuche die nationale Verteidigung im
ganzen um 42 280 Mann zu ſtärken, und dazu genüge es, das
Geſetz über die zweijährige Dienſtzeit zu verbeſſern. Die
Sitzung wurde darauf vertagt.

Rußland.

Dienſtzeit mitfurter Zeitung voraus. Das Blatt ſchreibt: eOktober aufrecht erhält.Als Abwehr und Schutz iſt der Großblock erſtanden, aber er
hat ſich durchaus nicht auf die Negation beſchränkt, ſon-
dern reichlich und unermüdlich poſitive Arbeit geleiſtet.
Und dadurch war er nicht nur für Baden von Bedeutung,
ſondern für Deutſchland überhaupt. Die Erziehung der

f Sozialdemokratie zur praktiſchen politiſchen
m Arbeit iſt ohne Zweifel in Baden am beſten gediehen, ſie

wirkt aber vom badiſchen Landtag aus auch in den Reichstag
hinüber. Wenn die Sozialdemokratie heute in der Reichs-
politik eine markante Schwenkung unternommen hat,
wenn ſie ſich dort von Phantaſiegebilden abwendet und mit
beiden Füßen den realen Boden der Tatſachen betritt, um

Geiſtesverfaſſung Hauptmanns, von der das Jahrhundertfeſt-
ſpiel ein betrübliches und mediziniſch einwandfreies Zeugnis
ablegte, hat unter dem Einfluß der freiſinnigen Lärmpreſſe,,
die vollends tobſüchtig geworden iſt, ein weiteres Stadium er-
reicht. Wir fürchteten dieſen Zuſammenbruch ſeit langem, er
iſt jetzt erreicht, völlig. Pſychiater ſollten ſich allein mit dem
vielleicht intereſſanten Fall abgeben. Hauptmann depeſchiert
um ſich herum.“ Dann wird das obige Antworttelegramm H.s
wiedergegeben. Hieran ſchließt das Blatt folgende Schluß-
bemerkung: „Es iſt zu Ende. Hier beginnt Verfolgungswahn.
Es iſt die Sprache und der Ton, den jeder geſchulte Mediziner
kennt. Soweit haben es die mitleidloſen Schreier mit Haupt-
mann gebracht. Es iſt ſchamlos, einen ſichtlich erledigten, zert auch im Reich mit den liberalen Prateien ihren Einfluß zu- u 543 m mürbten und mit fünfzig Jahren geiſtig ausgegebenen Manne gunſten einer möglichen Gegenwartspolitik einzuſetzen, ſo 9 ra S Jn den Klauen des Zarismus. Wie aus Odeſſa berichtett derart vor die Oeffentlichkeit zu peitſchen. Der Hohn, den die ird, iſt der Redaltte des O s d ſſiſch Seeleuteverdanken wir das nicht zum wenigſten dem lehrreichen Gelegenheit villt r wird, iſt der Redakteur des Organs der ruſſiſchen Seeleute,J 2 helegenheit billig bietet, ſtirbt vor dem mitleiderregenden An- Genoſſe 2 T der bei tlich in Al 4badiſchen Vorbild. Es iſt notwendig, das zu betonen, um ſ. Da S Morjak, Genoſſe Adamowitrt ſch, der bekanntlich in exanJ t r blick. Das iſt wohl der Gipfel der echt nationalen und dri t d der ä tiſch liſchen Regierung ausdie Philiſter aller Richtungen zum Nachdenken zu veranlaſſen. patriotiſchen Gemeinheit! ria verhaftet und von der agyptiſch- engliſchen g g

Denn wir ſtehen hier am Anfang einer Entwicklung, die ſich n t geliefert wurde, unter Beobachtung der ſtrengſten Vorſichts
bei den Reichstags- und den preußiſchen Landtagswahlen maßregeln am 17. dieſes Monats nach Odeſſa gebracht worden.3 erkennen ließ, deren konſequente Weiterbildung hier aber Deutſches Reich. Zugleich mit ihm ſind auch Maslow und Tersky nach Odeſſa.
ebenſo notwendig iſt wie jene in Baden. Gewiß erſcheint ein Die rüſtungstollen Nationalliberalen. Aus Berlin wird gebracht worden alle e di m rn s

5 Großblock in Preußen heute noch in weitem Felde, ebenſo wie gemeldet: Bei der dritten Beratung der Heeresvorlage ſoll von fefſelt! Der Chef der Odeſſaer Detektivabteilung un eine
J die preußiſche Sozialdemokratie noch nach altem Schema jeden den Nationalliberalen der Antrag auf Bewilligung der ge- ſtarke Begleitmannſchaft nahmen die Gefangenen in Alexan-

Agitationsgewinn über den realen Fortſchritt ſtellt. Daß ſtrichenen drei Kavallerieregimenter erneut geſtellt werden. drien in Empfang; das Schiff Nikolaus, das zum Transport
aber eine befriedigende Löſung der preußiſchen Wahlrechts- Verſchiedene Blätter bringen Artikel, in denen hervorragende diente, wurde von Konſtantinopel bis Odeſſa von zwei Minen

Sachverſtändige“ noch einmal für die lanzenführenden Truppen
eintreten. Selbſtverſtändlich!

Beſteuerung der Buchmacher. Nach einer Meldung der
Scherlpreſſe ſoll dem Reichstage im Herbſte ein Geſetzentwurf
über die Beſteuerung der Buchmacher zugehen. Das Blatt be-
merkt zu ſeiner Meldung, daß ein ſolches Geſetz auf die Kon-
zeſſionierung des Buchmachergewerbes hinauslaufen würde.

Anerkennung ſozialdemokratiſcher Kommunaltätigkeit. Jn

ſchiffen begleitet. Der Odeſſaer Hafen war zur Zeit der An
kunft von Polizei überſchwemmt. Beſonders bemerkenswert;
iſt die Nachricht, daß die an Rußland Ausgelieferten an Hän-
den und Füßen gefeſſelt nach Odeſſa geſchafft wurden. Kurz
vor der Auslieferung hatte ſich Adamowitſch bei einem miß-
giückten Fluchtverſuch aus dem Gefängnis einen Fuß ver-
ſtaucht und litt ſo heftige Schmerzen, daß er ſich nicht fort

Dies hinderte die ruſſiſchen Kerkermeiſter

frage und ſogar eine umfaſſende Wahlrechtsbewegung ein
Zuſammengehen der Linken nach badiſcher Art zur Voraus-
ſetzung hat, das haben die letzten Wahlen für jeden Sehen-
den wieder klar deutlich gemacht. Wie anders hätte ſich hier
das Wahlbild geſtaltet, wäre man der Vorurteile und Hemm-
nifſe, die einem ſolchen Zuſammenwirken entgegenſtehen,
Herr geworden! Wenn das unbeſtreit iſt, dann inuß eber
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daran gearbeitet werden, die erwähnten Hinderniſſe für die T. r i r bewegen lannte. e2 Zukunft zu beſeitigen. Das iſt die eigentliche Aufgabe, die an t den Dort arg de n r der nicht, dem an das Lager gefeſſelten Kranken eiſerne Ketten an
w. u ſeit Anfang 1911 dem dortigen Stadtverordnetenkollegium an- ſ 5 3 i iden politiſchen Jntelligenzen aus der jeßigen Situation er gehörte. Wie ehrliche und unbefangene Männer die ſozial- gen v m i Nach wer z S

wächſt! r ä u Verantwortung für dieſe neue Barbarei trägt die engliſcheh p. J S J demokratiſche Tätigkeit in den Gemeinden zu würdigen wiſſen, R im beſonderen Lord Kitchener, der zwar beiWir ſind neugierig, wie die „politiſchen Jntelligenzen nun zeigt der Nachruf, den der Oberbürgermeiſter, die Beigeord- h n Si onger- rd Fitchentr. der
S an den preußiſchen Fortſchrittlern und Nationalliberalen neten und Stadtverordneten der Stadt Solingen unſerem Ge der Rachricht, Adamowitſch ſei nach ſeinem Fluchtwerſuch furcht
z arbeiten werden. Vor allem aber, welchen Erfolg ſie hei dieſen noſſen Müller gewidmet haben. Es heißt darin bar mißhandelt worden, alles aufbot, um die Nachricht zu

liberalen Herrſchaften im Reichs und Landtage haben „Mit gr oßem Eifer und großer Pflichttreue hat dementieren, der es aber nicht verhinderte, daß ein Schwer-
t werden Herr Müller an den Geſchäften der ſtädtiſchen Verwaltung teil kranker an Händen und Füßen gefeſſelt ausgeliefert wurde.
t genommen und ſeine Kraft ſtets gern und freudigh Die Hetze en H t in den Dienſt der Gemeinde geſtell t. Herr Müller Marokko.gegen Hauptmann. war ein ehren hafter Charakter, der ſich allgemeiner Ein „Sieg“ der Spanier. Eine amtliche Depeſche des Ober
a Lawinenartig ſchwillt die Entrüſtung und Proteſtbewegung Achtung erfreute. Dem Verſtorbenen werden wir ſtets ein x g. r DeJ e hrenvolles Gedenk bewahren.“ kommiſſars von Tetuan enthält die Meldung, daß eine Kolonneegen das Verbot des Breslauer Jahrhundertfeſtſpiels von j 9ren volles Ge denken bewahren.Herhard Hau tmann an. Unſere Partei offen in Breslau in das Gebiet von Burbun en Riach marſchiert iſt, wo zahl

We in ren h rm Frankreich. reiche Kabylen fich zuſammengerottet hatten dort entbranntehielten eine Proteſtverſammlung ab, die eine gewaltige Kund- ein heftiger Kampf, in welchem die Spanier „ſiegreich“gebung gegen Muckerei, Hurranationalismus und Geiſtes- Der Kampf gegen die dreijährige Dienſtzeit. Die franzöſiſche Z. 7d blieben. Sie verloren zwei Tote und 35 Verwundete,J knechtung wurde. Montag haben in Berlin die Dichter und Deputiertenkammer ſetzte am Montage die Beratung der Vor- darunter einige Offiziere die Eingeborenen wurden ver
Künſtler in der Philharmonie proteſtiert uſw. Zahlreiche lage über die Verlängerung der militäriſchen Dienſtzeit fort. nichtet r 14
literariſche und politiſche Körperſchaften ſenden an den Dichter Der Sozialiſt Briquet verteidigte einen Geſetzentwurf, derHauptmann fortgeſetzt Kundgebungen, in denen ſich die Ent- eine aktive militäriſche Dienſtzeit von zwanzig Monaten feſt- Balkanſtaaten.
rüſtung über den ebenſo blöden wie gewalttätigen Streich der ſetzen will. Briquet hielt dann unter dem Beifall der äußerſten Die neue Balkankriſe iſt ihrer Löſung noch keinen Schritt
junkerlichen und klerikalen Oberpatrioten ausſpricht. Ange- Linken eine Lobrede auf die zweijährige Dienſtzeit. näher gekommen. Vielleicht, daß durch den Rücktritt des
ſpornt durch dieſe Kundgebungen beginnt Gerhard Hauptmann
ſelbſt aus der bisherigen Zurückhaltung hervorzutreten und
ſich ſcharf gegen die Urheber der Breslauer Jubiläumsſchande

Miſtral warf der Regierung vor, durch Einbringung ihres
Geſetzes die deutſchen Beſchlüſſe beſchleunigt zu haben. (Wider-
ſpruch im Zentrum und auf der Linken, Beifall auf der äußer-

Patrioten über Dir!
Der janze, moraliſche Niedergang, die Verwil-

derung auf der janzen Linie iſt Folge des Man-
gels an Religion! Jebildete Leute entbloden ſich
nicht, die jöttlichen Grundlagen anzutaſten, auf
denen das Heilsjebäude ruht. Aber, Jott ſei
Dank, wir ſind ſozuſagen toujoursen vedette!

Amtsvorſteher v. Wehrhahn in Haupt-
manns Roter Hahn.

So mußte es kommen, und das iſt des Jubiläumsrummels
geziemender Schluß: noch ſteht das loyale deutſche Bürgertum
am Rinnſtein und ſchreit ſolange aus Leibeskräften Hurra,
als auf dem Fahrdamm noch ein Pferdeapfel der kaiſerlichen
Eskorte dampft, und ſchon erhält dieſes loyale deutſche Bür-
gertum einen Fauſtſchlag in den zum Hurra weit geoöffneten
Mund, daß ihm die Zähne wackeln.

Denn um nicht anderes handelt es ſich bei der Vergewalti-
gung des Hauptmannſchen Feſtſpiels in Breslau, als um
einen brutalen junkerlichen Fauſthieb in die Zähne juſt des
braven Bürgertums, das hochgeſtimmt und blindlings alles
mitzufeiern entſchloſſen iſt, das Jahr 1813 ſo gut wie Prin-
zeſſinnen-Hochzeiten und Regierungs-Jubiläen. Aber dieſes
Bürgertum ſoll eben nur das gaffende Spalier am Rinnſtein
abgeben ſo will es die feudale Sippe. Wenn es, ſtatt nur
zum Hurra die Kinnbacken aufzureißen, einmal aus Eigenem
ein Wörtchen zu ſagen ſich getraut und ſei es auch durch den
Mund eines Dichters wie Gerhart Hauptmann, flugs
erhält es einen derben Stoß und wird in ſeine Schranken zu-
rückgewieſen. Der Patriotismus von 1813 ſah das Bürger-
tum Gut und Blut für des Vaterlandes Freiheit einſetzen.
Der Patriotismus von 1913 will von dem Bürgertum, ſoweit
es nicht uniformiert und dekoriert iſt, nichts wiſſen. Patrio-
tiſch iſt das Klingling Bumbum und Tſchingdada der Wacht-
parade, patriotiſch iſt der beſoffene Rundgeſang bei Krieger-
vereinsfeſten, patriotiſch iſt der wehende Buſch des Leibjägers
auf der dahinrollenden Hofkutſche Sereniſſimi. Aus dem
Wege, bürgerliche Kanaille!

Als einen poetiſchen Dolmetſcher dieſer bürgerlichen Kanaille
hat man an den maßgebenden Stellen“ Gerhart Hauptmann
richtig eingeſchätzt. Es war ein Mißgriff der Breslauer Jn
ſtanzen, dieſen Dramatiker mit der Abfaſſung des Feſtſpiels
zu betrauen, es war ein Mißgriff und ein weit bedenklicherer
des Dichters, den Auftrag nicht kurzerhand abzulehnen. Hier
ehörte Joſeph Lauff, pardon! Herr v. Lauff, vor die

Der hätte die Sache gemacht, fein nach der Krieger
vereinsweiſe, mit viel Trara und Schnedderedeng, mit viel
Bumbum und Hurra, und zum Schluß wären in ſchwarz-weiß-
roter bengaliſcher Beleuchtung ſämtliche Hohenzollern er-
ſchienen, die Siegesallee als lebendes Bild das Publikum
ſingt ſtehend Siegerkranzl“ Aber Gexrhartdir am

Hauptmann war ein Mißgriff. Er konnte nun einmal
nicht den rechten Ton treffen, ſelbſt wenn er in die Schreib-
tiſchlade, in der Schiller als Stimulantien faule Aepfel zu
bergen pflegte, Lederzeug, Putzpomade und königlich preußiſche
Fußlappen gelegt hätte zur Erzeugung des vorſchrifts-
mäßigen Kommißgeruches, der jeder Kommißſeele ſo berau-
ſchend in die Naſe ſticht. Er traf den Ton nicht, und der Un-
mut der Patrioten wallte auf. Die Kriegervereine rückten
geſchloſſen, mit kriegeriſch geſchultertem Regenſchirm, an, das
ſchleſiſche Junkertum, aus ganz beſonders feudalen Geldſäcken
beſtehend, näſelte ſeine geſpielte Entrüſtung daher, der Fürſt-
biſchof Kopp ſchwang den Weihwedel, der Kronprinz den
Huſarenſäbel Patrioten über dir, Poet! Und da war denn
keine Rettung mehr.

Den Dichter trifft dieſes Schickſal verſchuldet und unver-
ſchuldet. Törichtes Gerede iſt es, als wollten wir hier für
einen ſozialdemokratiſchen Dichter eine Lanze brechen. Ein
ſozialdemokratiſcher Dramatiker iſt Gerhart Haupt-
mann nie geweſen und hat es nie ſein wollen, ſondern auch
in ſeinen beſten Tagen hat er die Dinge nur mit kleinbürger-
licher Realiſtik betrachtet und behandelt. Aber namentlich,
weil in den Webern rebelliſches Feuer auflohte, erſchien er den
Stagatsrettern vom Schlage des Polizeijunkers Wehrhahn als
ſtaatsgefährlich. Die Satten und Sorgloſen zeterten, das
Weberdrama wurde von Verboten ereilt, der Polizeiminiſter
v. Köller donnerte im Dreiklaſſenparlament gegen den Um-
ſtürzler und der gute Onkel Chlodwig Hohenlohe ſchrieb
am 14. Dezember 1893 die klaſſiſchen Worte in ſein Tagebuch:

Heute abend im Hannele, ein gräßliches Machwerk, ſozial-
demokratiſch- realiſtiſch, dabei von krankhafter, ſentimen-
taler Myſtik, unheimlich, nervenangreifend, überhaupt
ſcheuß lich. Wir gingen nachher zu Borchardt,
um uns durch Champagner und Kaviar wie-
der in Kin e menſchliche Stimmung zu ver-
ſetzen.

Aber gegen die ſpäteren Werke Hauptmanns brauchten die
Herrſchaften auf der anderen Seite der Barrikade nicht mehr
Sekt und Kaviar als Gegengift anzuwenden. Er ſtolperte in
Myſtik und Symbolik hinein, wurde zahm und zahmer, ſchwach
und ſchwächer, und als er mit viel geſpreizter Würde ſeinen
fünfzigſten Geburtstag feiern ließ, war er reif geworden für
die Filindramatik und was ſchlimmer iſt! für einen tele-
graphiſchen Glückwunſch Bethmann Hollwegs. Unver-
ſchuldet hat er darum den Groll der Patrioten entfeſſelt, und
doch verſchuldet, denn entſchloſſen, ſeine Aufgabe zu erfüllen,
hätte er raſſeln müſſen wie eine Kavallerieſchwadron, donnern
wie ein Leierkaſten. Dem ſtand der Dichter Hauptmann
im Wege und er konnte ſich auch nicht dazu verſtehen, den
Tropf Friedrich Wilheln III. in der Heldenpoſe darzu
ſtellen, wie ihn die Jubiläumsdenkmünze zeigt. ſondern er gab,
wie es recht und billig iſt, den Krieg von 1813 als eine Volks-

ſerbiſchen Miniſteriums irgendeine Entſcheidung her-
beigeführt wird. Der Rücktritt iſt erfolgt, weil ſich das Kabi
nett über die gegenüber der ruſſiſchen Schiedsgerichtsforderung
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Geiſt von 1813? Den, der die Volksmaſſen hinriß, ſicherlich
Aber die das Haberfeldtreiben gegen Hauptmann eröff-
neten, haben ſchon damals ihresgleichen gehabt. Eine An
weiſung des Berliner Polizeipräſidenten von Le Coq an die
Berliner Redakteure verlangt von ihrer Tätigkeit die Er-
weckung patriotiſcher, preußiſcher Geſinnung, des Gehorſams,
des Vertrauens und der Liebe für den König, der Ehrfurcht
gegen das Geſetz und die beſtehende Verfaſſung und der
Achtung gegen die Obrigkeit. Die Hauptpflicht der Redakteure
ſei die Ehrerbietung und Folgſamkeit gegen die Vollzieher des
königlichen Willens, Enthaltung von lautem Tadel an Maß
regeln der Regierung, vor allem aber beſcheidenes Verſagewn
eigenen Urteils! Datum dieſer Verordnung: 25. September
1813! Sie ſind ſich, wie man ſieht, von damals bis auf dieſen
Tag gleich geblieben, die Polizeijunker und die Kommiß-
ſeelen! Aber zwiſchen 1813 und 1913 liegen hundert Jahre
Entwicklung, und heute iſt es eine brennende Schmach, daß
der Anſturm der Kriegervereinsſeelen den Mann mundtot
machen kann, der, trotz all der künſtleriſchen Mängel ſeines
Feſtſpiels und trotz all der ſchwachen Stellen ſeines Lebens
werkes, doch ein echter Dichter iſt, der ſo oft Herzen bewegt
und hingeriſſen hat und der für die ganze ziviliſierte Welt
mehr den deutſchen Geiſt vertritt, als Kronprinz und Fürſt
biſchof und ſämtliche ſchleſiſchen Feudalherren und Krieger
vereinler zuſammengenommen!

Aber das mißhandelte Bürgertum reagiert doch kräftig?
„Das Volk ſteht auf, der Sturm bricht los“ ſo 1913 wie
18131 Das Bürgertum? Ja, Kuchen! Das Bürgertum ſelbſt
hat ja, als der Kronprinz die Brauen runzelte, als der Fürſt
biſchof den Kopf ſchüttelte, als die ſchleſfiſchen Junker murrten,
als die Kriegervereinler die rme ſchulterten, den,
Dichter mundtot gemacht. Statt zu erklären: Kronprinz, wir
danken für dein Protektorat, wenn du nicht mehr willſt!, ſtatt
zu ſagen: Jhr ſchleſiſchen Junker, zieht unſertwegen ruhig
die verroſteten Säbel und die mottenzerfreſſenen Tſchakos
eurer Ahnen aus der Ausſtellung zurück, wenn ihr nicht mehr
wollt!, ſtatt deſſen ſetzt der Magiſtrat der Stadt Breslau dem
Dichter den Stuhl vor die Türe, und es herrſcht nur ein wenig
Kummer darüber, daß es ſich ja nur mehr um vier Vor
ſtellungen gehandelt habe, nur mehr um vier, und die hätte
man doch noch ruhig ſtattfinden laſſen können. Und wie lehnt
ſich das Bürgertum in ſeiner Geſamtheit auf? Wird die
Breslauer Ausſtellung boykottiert? Demonſtriert Berlins
akademiſche Jugend, die zu des Dichters fünfzigſten Geburts
tag in vollem ſtudentiſchen Wichs paradierte? Das Bürger
tum, wo bleibt das Bürgertum?

Das Bürgertum ſteht geduldig am Rinnſtein und reckt die
Hälſe nach rechts und reckt die Hälſe nach links, um, ſobald
der wehende Federbuſch des Leibjägers auf Sereniſſimi Hof
kutſche auftaucht, zum Hurra den Mund zu öffnen, in dem

hebung.
ihm noch die Zähne wackeln.

(Montags ausgabe des Vorwärtz.)
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Einzunehmende Haltung nicht einigen konnte. Der Antrag des

Miniſterpräſidenten Paſchitſch, den Vorſchlag Rußlands anzu
nehmen, ſei von der Mehrzahl der Miniſter abgelehnt worden.
Wie der Neuen Freien Preſſe aus Belgrad mitgeteilt wird,
lehnt namentlich der Kriegsminiſter Bozanovic die Verank-
wortung für die Politik der Regierung ab und verlangt, daß
kategoriſche Maßnahmen gegen Bulgarien er-
griffen werden. Jnsbeſondere ſchlägt er ein Ultimatum
an Bulgarien vor. Den Kriegsminiſter unterſtützen noch
die Miniſter Stojanovic und Politſchevic.

Jn London hat die Nachricht von der neuerlichen Demiſſion
des ſerbiſchen Miniſterpräſidenten Paſitſch keinen guten Ein-
druck gemacht man erblickt hierin ein Symptom für die über-
aus ernſte Lage und vertritt die Anſicht, daß man jetzt vor einer
der wichtigſten Entſcheidungen ſtehe, die je auf dem Balkan ge-
fallen ſind. Jn den Kreiſen der Wiener Balkandiplomatie
herrſcht die Anſicht vor, daß die europäiſchen Großmächte

einen Druck auf die Balkanſtaaten
ausüben werden. Wie der Neuen Freien Preſſe aus London
gemeldet wird, iſt Bulgarien feſt entſchloſſen, die Löſung
der Kriſe zu beſchleunigen. Die bulgariſchen
Truppentransporte in Mazedonien dauern fort.
Die Serben ziehen ſich hinter befeſtigte Stellungen am Wardar-
fluſſe zurück.

Sofiag, 24. Juni. Mir ſagt zur Demiſſion des ſerbiſchen
Minifterpräſidenten, ſie ziele anſcheinend auf eine Ver-
ſchleppung der Entſcheidung hin. Serbien müſſe ſo
gleich zwiſchen der Anerkennung des, Vertrages oder dem Kriege
wählen, denn heute ſeien nicht mehr Tage, ſondern Stunden
koſtbar.

Ruſſiſche Vermittlungsverſuche.
Sofiag, 24. Juni. Der ruſſiſche Geſandte wurde geſtern

vom König in Audienz empfangen. Der Geſandte habe dringend
geraten, die bulgariſche Regierung möge noch einige Tage
warten, weil Ausſicht vorhanden ſei, daß Serbien in-
zwiſchen der Anerkennung des Vertrages und
zur Annahme des Schiedsgerichts auf Grund des
Vertrages bewogen würde.

7

Die Mörder Mahmud Schefkets zum Tode verurteilt.
Konſtantinopel, 23. Juni. Die vom Kriegsgericht ge

fällten Tode surteile ſind bisher vom Sultan nicht be-
ſtätigt worden. Unter den zum Tode Verurteilten befindet ſich
auch Damad Salih Paſcha. Jn einem an den Militär-
gouverneur gerichteten Schreiben ſtellt Prinz Sabah
Eddin in Abrede, daß er Beziehungen zu den Mördern Mah-
mud Schefket Paſchas gehabt habe. Er gibt jedoch zu, daß
dieſe von ihm Geld verlangt haben.

Aus der Partei.
Landesverſammlung der ſächſiſchen Sozialdemokratie.

Plauen, 22. Juni 1913.
Jm Gewerkſchaftshauſe, dem eignen Heim der Arbeiter

Plauens, wurde am Sonntag nachmittag der Parteitag der
ſächſiſchen Sozialdemokratie eröffnet. Zum Vorſitzenden wählte
die Landesverſammlung die Genoſſen Lipinski-Leipzig und
Schmirch-Plauen.

Für den Landesvorſtand gibt Gen. Sindermann
den Bericht über die Parteitätigkeit im letzten Geſchäftsjahr.
Der Redner bedauert dabei die kleinliche Polemik, die zeitweiſe
in der Parteipreſſe Sachſens hervortrete, und die oft ſehr
perſönlich werde und in Gehäſſigkeiten ausarte. Zum Schluß
gedenkt der Redner der verſtorbenen Genoſſen, wobei er ins-
beſondere des Genoſſen Auguſt Kaden gedenkt, der nicht nur
lange Jahre ſächſiſcher Reichstagsabgeordneter war, ſondern
auch viele Parteitage Sachſens geleitet hat. Die Landesver-
ſammlung beſchließt einſtimmig, der Familie Kaden die herz-
lichſte Teilnahme auszuſprechen.

Den Kaſſenbericht gibt Gen. Braune, der dabei
auf die Organiſation, insbeſondere auf die Mitgliederbe-
wegung eingeht. Jn den letzten neun Monaten iſt die Zahl
der Mitglieder von 149 325 auf 157 913 geſtiegen, darunter be
finden ſich 21 168 Frauen, deren Zahl um 3126 geſtiegen iſt.
Die ſtärkſte Mitgliederzahl hat der 13. Wahlkreis Leipzig-Land,
nämlich 33 941. Keiner der 23 Wahlkreiſe weiſt eine Mit-
gliederzahl unter 1500 auf. Jn allen Kreiſen iſt ein gut funk-
tionierendes Einkaſſiererſyſtem in Anwendung. Dies hatte
den Erfolg, daß in den neun Monaten bedeutend mehr an
Mitgliederbeiträgen vereinnahmt wurden, als im vollen Ge-
ſchäftsjahr 1911-12. Die Geſamteinnahme betrug 722 399,98
Mark. Davon entfallen auf Mitgliederbeiträge 521 019,70 Mk.
Hiervon erhielt der Parteivorſtand 110 637,05 Mk. und die vier
Bezirksvorſtände 50 998,59 Mk. Für Gemeinderatswahlen
wurden 28 109,46 Mk. und für allgemeine Agitation 169 827 Mk.
verausgabt.

Die Zunahme der Abonnenten der Parteipreſſe war
nur eine minimale, ſie betrug 4480. Die geſamte Parteipreſſe
Sachſens hat 219 364 Abonnenten. Gut abgeſchnitten hat die
Partei bei den Stadtverordneten- und Gemeinderatswahlen;
ſie brachten in dieſem Jahre einen Gewinn von 352 Mandaten.
Die Partei zählt gegenwärtig in 82 Städten 305 Stadtverord-
nete und in 859 Landgemeinden 2064 Gemeinderatsmitglieder,
außerdem zwei Stadträte und vier Gemeindeälteſte.

Die Montagsſitzung beginnt mit einer Begrüßungsanſprache
des Gen. Molkenbuhr, der den Parteivorſtand vertritt.
Gen. Molkenbuhr begrüßt die ſächſiſche Partei als die Avant-
garde der Arbeiterbewegung und verbreitet ſich dann über
die politiſche Lage, die der Sozialdemokratie außerordentlich
günſtig ſei. Zwar werde die Militärvorlage angenommen wer-
den und es werde auch im nächſten Jahre eine Marinevorlage
folgen, aber dieſe Politik treibe um ſo raſcher zum Bankerott,
und die Sozialdemokratie werde dann der Konkursverwalter
der alten Geſellſchaft ſein.

Dann trat die Landesverſammlung in die Diskuſſion des
Geſchäftsberichts und der dazu vorliegenden Anträge ein. Der
Antrag auf Anſtellung von Lehrkräften in den ländlichen
Orten wurde dem Landesvorſtand zur Berückſichtigung über-
wieſen. Mit großer Mehrheit wurde dann der Antrag an-
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genommen, einen Landesſekretär anzuſtellen. Alle übrigen
Anträge wurden abgelehnt.

Gen. Jungnickel berichtete, daß 95 Delegierte auf dem
Parteitag anweſend ſind, darunter 13 weibliche. Außerdem
ſind anweſend: 18 Landtagsabgeordnete, 2 Reichstagsabgeord-
nete, 1 Vertreter des Parteivorſtandes, ſowie ſämtliche Mit
glieder des Landesvorſtandes und der Bezirkskomitees; ins-
geſamt 136 Anweſende.

Den Bericht der Landtagsfraktion gab Gen. Uhlig
aus Zittau. Die Tätigkeit des Landtages ſei heute verwickel-
ter als in früheren Jahren, weil jetzt jede der einſtigen Ver-
bündeten, die Konſervativen und die Nationalliberalen, darum
ringen, an erſter Stelle ſtehen zu können. Jn dem hochent-
wickelten Jnduſtrielande Sachſen werde eine ſtarke agrariſche
Politik getrieben. Das habe ſich deutlich gezeigt bei der Zoll-
politik, bei der Jnterpellation über die Teuerung, beim Jagd-
geſetz uſw. Selten gab es eine Gelegenheit, wo die National-
liberalen ihre Grundſätze nicht verleugnet haben, und die Kon
ſervativen trieben ſtändig Nützlichkeitsberechnungen im Jnter-
eſſe des Kapitals. Bei der Schulreform habe die Sozialdemo-
kratie keine poſitiven Erfolge erreichen können, obwohl die
bürgerlichen Parteien, ja ſelbſt die Erſte Kammer, anerkennen
mußten, daß die von uns geſtellten Anträge gerechte waren,
und geeignet geweſen ſeien, die Gemeinden zu entlaſten. Das
Beſtreben der Reaktionäre war zweifellos, die Schule zu einem
Machtmittel der herrſchenden Klaſſen zu machen. Unſerem
Vorgehen iſt es zu danken, daß der Wille der Reaktionäre, das
Koalitionsrecht zu beſchneiden, nicht durchgekommen iſt. Kon-
ſervative und Nationalliberale ſind ſich einig, daß keine Ueber-
ſpannung des Arbeiterſchutzes ſtattfinden dürfe. Unſer Be-
ſtreben iſt es geweſen, für die Demokratiſierung der gemeind-
lichen und ſtaatlichen Einrichtungen zu ſorgen, weil wir damit
der Allgemeinheit dienen. Am Schluß ſeiner Ausführungen
geht Gen. Uhlig auf den Vorwurf ein, der in letzter Zeit in
der Preſſe erhoben wurde, daß es der Fraktion im Landtage
an überragenden Köpfen gefehlt habe. Jn praktiſchen Dingen
werde man der Fraktion trotz des Fehlens dieſer Köpfe wenig
Vorwürfe machen können. Der Kampf gegen die Privile-
gierten in der Erſten Kammer ſei viel notwendiger, als ein
fortwährendes Nörgeln an den Männern der Regierung. Die
Fraktion glaubt, ihre Pflicht getan zu haben zum Wohle der
Enterbten. Die Debatte wurde auf Dienstag vertagt.

Gewerkſchaftliches
Die Ausſperrung der Perlenarbeiter im Fichtelgebirge.

Die Fabrikanten der Perleninduſtrie fühlen ſich noch immer
nicht veranlaßt, die Ausſperrung der Perlenmacher aufzuheben,
trotzdem der Mehrzahl der Unternehmer das Meſſer bereits
an der Kehle ſitzt. Einige Unternehmer haben verſucht, die
Arbeiter zur Rückkehr zur Arbeit zu bewegen und ſie haben die
gewünſchte Lohnerhöhung bewilligt. Dagegen harrt der übrige
Teil der Jnduſtriellen noch auf eine bedingungsloſe Rückkehr
der Perlenmacher. Die Arbeit ruht noch in vollem Umfange,
denn die Arbeiter lehnten es ab, nur bei einigen Fabrikanten
die Arbeit aufzunehmen, weil die Möglichkeit beſteht, daß dieſe
dann Streikarbeit für die übrigen Betriebe liefern. Einige
Jnduſtriellen hatten bereits auf die Rückkehr der Arbeiter be-
ſtimmt gerechnet und ihre Oefen in Betrieb geſetzt. Die
Herren hatten ſich aber unnötige Ausgaben gemacht und muß-
ten die Feuerung wieder löſchen, denn die Arbeit wird nur
dann aufgenommen, wenn alle Arbeiter im vollen Umfange
wieder eingeſtellt werden.

Da die Jnduſtriellen Kaufläden haben und die Arbeiter bis-
her zwangen, ihre Waren bei denjenigen Jnduſtriellen zu
kaufen, bei dem ſie arbeiteten, ſo ſtehen jetzt auch die Kaufläden
völlig ſtill; denn die Arbeiter lehnen es ab, ihre Streikunter-
ſtützung zu Leuten zu tragen, von denen ſie einer geringen
Lohnſorderung wegen ausgeſperrt wurden. Der eine Jndu-
ſtrielle beſitzt ſogar eine Brauerei. Die Arbeiter wurden ge-
zwungen, ihr Bier aus dieſer Brauerei zu nehmen; auch das
iſt ſeit der Ausſperrung abgelehnt und ſo leiden die Herren
auf zwei Seiten.

Es ſteht daher zu erwarten, daß die Ausſperrung nicht mehr
lange anhält, und daß die Herren die verlangte Lohnforde-
rung bewilligen müſſen.

Aus der Provinz.
Torgau. Schwurgericht. Am geſtrigen Tage begann

unter dem Vorſitz des Landgerichtsdirektors Rospat die dies-
jährige zweite Schwurgerichtsperiode. Es wurden zwei Straf-
taten verhandelt. Jm erſten Falle erſchien auf der Anklagebank
der aus der Unterſuchungshaft vorgeführte 19jährige Schloſſer
Hermann Weickert aus Eilenburg wegen Sittlichkeits-
verbrechens. Die Verhandlung fand unter Ausſchluß der
Oeffentlichkeit ſtatt. Der Spruch der Geſchworenen lautete auf
ſchuldig, und wurde der Angeklagte zu einem Jahre Ge-
fängnis verurteilt. Jn der Begründung des Urteils wurde
ausgeführt, daß wegen der groben Gefährdung der Straßen-
ſicherheit und des Leugnens des Angeklagten auf die angegebene
Strafhöhe erkannt ſei. Von der Aberkennung der bürgerlichen
Ehrenrechte ſei abgeſehen worden, weil man die Jugend und
bisherige Unbeſcholtenheit des Angeklagten berückſichtigt habe.

Jn der zweiten Sache wurde gegen den Schneidermeiſter
Friedrich Stricker, gleichfalls aus Eilenburg, wegen ſchwerer
Urkundenfälſchung verhandelt. Der bereits mehrfach, darunter
wegen Eigentumvergehens, vorbeſtrafte Angeklagte geriet einer
Magdeburger Firma gegenüber in Zahlungsſchwierigkeiten,
wodurch es wiederholt zu Pfändungew bei ihm kam, weil er
einen Wechſel nicht einzulöſen in der Lage war. Um nun das
Einſtellen der Pfändungen zu erreichen, richtete er ein
Schreiben an das Amtsgericht in Eilenburg, in dem er angab,
daß ſeine Schuld gegenüber der Magdeburger Firma Knibbe
abgetragen ſei. Dieſem Schreiben fügte der Angeklagte einen
Abſchnitt einer Poſtanweiſung bei, auf dem er die Urkunden-
fälſchung vorgenommen hatte, indem er aus einer eingezahlten
Summe von 5 Mk. 15 Mk. machte. Er wollte alſo durch dieſe
Art und Weiſe dem Amtsgericht etwas vortäuſchen. Die Sa
kam jedoch vorzeitig genug ans Tageslicht und konnte der An-
geklagte ſich durch dieſe Tat einen Vermögensvorteil nicht ver
ſchaffen. Stricker war von vornherein geſtändig, ſo daß von
der Vernehmung ſeiner Tochter, der einzigen Zeugin, ſtand
genommen werden konnte. Jn ſeiner überaus kurzen Anklage

rede betonke der Slaaksanwalk, daß auf eine berarkige Tak
uchthausſtrafe ruhe, jedoch als ſtraſmildernd das völlige Geren ſowie die ſett mißliche Lage des Angeklagten ſtraf

mildernd in Betracht kämen. Jnfolgedeſſen eine Gefängnis-
ſtrafe am Platze ſei. Strickers Verteidiger bezeichnete die Tat
als einen Fehltritt eines Geängſtigten, der nur in der größten
Not ſo gehandelt habe und trat ebenfalls für mildernde Um-
ſtände ein. Die Geſchworenen bejahten nach kurzer Beratung
das Schuldig der ſchweren Urkundenfälſchung und des ver
ſuchten Betrugs, billigten dem Angeklagten jedoch mildernde
Umſtände zu. Hierauf beantragte der Staatsanwalt nach einer
kurzen Replik vier Monate Gefängnis, wohingegen der Ver-
teidiger für eine noch mildere Strafe plädierte. Das Urteil
lautete dem Antrage gemäß.

Weißenfels. Großfeuer. Heute morgen in der erſten
Stunde brannte hier die Ziegelei von Wolf vollſtändig nieder.
Der Schaden beträgt 190 000 Mark.
e n

Allerlei.
Folgenſchwere Salutſchießerei.

Bei den „Salven“, die zu Ehren des in Cherbourg ein-
getroffenen franzöſiſchen Präſidenten Poincarés abgefeuert
wurden, hat ſich ein ſchweres Unglück ereignet. Zwei Sol-
daten wurden getötetz; vier andere befinden ſich in
hoffnungsloſem Zuſtande und vier weitere ſind
weniger ſchwer verletzt. Der Artillerieleutnant, der die Ab-
teilung befehligte, gibt zu, daß die Kartuſchen, die für die
folgenden Schüſſe bereit lagen, unvorſichtigerweiſe und im
Gegenſatz zu der Vorſchrift hinter und in die Nähe der Stücke
gelegt wurden, die feuerten. Die fehlerhafte Zündröhre eines
abgefeuerten Geſchoſſes wurde nach hinten geſchleudert, fiel auf
die Reſervekartuſchen und ſetzte ſie in Brand, wodurch eine ent
ſetzliche Exploſion herbeigeführt wurde.

Maſſenvergiftungen von Soldaten.
Jn Osnabrück ſind vom 1. Bataillon des Jnfanterie-

Regiments Nr. 78 etwa 200 Mann an Kopfſchmerzen, Er-
brechen und Durchfall erkrankt. Das Befinden aller Er-
krankten iſt „zufriedenſtellend“, Lebensgefahr beſteht bei keinem
von ihnen. Die Urſache der Er krankungen konnte
bisher „noch nicht ermittelt“ werden. Möglich iſt, daß der
Keſſel, in dem der Kaffee bereitet wurde, ſchädliche Gifte
angeſetzt hatte.

Osnabrück, 24. Juni. Die Mehrzahl der erkrankten Sol-
daten des Jnfanterie- Regiments Nr. 78 befindet ſich auf dem
Wege der Beſſerung. Gerüchte, daß es ſich um eine Schier
lingsvergiftung handele, da die Soldaten am Sonn-
abend Peterſilienkartoffeln gegeſſen hätten, ſind bis jetzt un
beſtätigt.

Die Opfer der Bremer Bluttat.
Von den bei der Bluttat in der katholiſchen Marienſchule in

Bremen ſchwer verletzten Kindern iſt inzwiſchen noch eins
ſeinen Verletzungen erlegen, ſo daß alſo bisher vier ge
ſtorben ſind. Das Befinden des Lehrers Möllmann gibt
immer noch zu ſchweren Beſorgniſſen Anlaß, er dürfte kaum
mit dem Leben davonkommen. Ebenſo iſt das Befinden der
übrigen ſchwer verletzten Kinder ſehr ernſt. Nach Mitteilung
der Kriminalpolizei hat der Wahnſinnige im ganzen 35mal.
in die Kinderſchar hineingeſchoſſen. Ueber die
ärztliche Unterſuchung im FJrrenhauſe iſt bis jetzt noch nichts
bekannt.

Selbſtmord eines öſterreichiſchen Oberſtleutnants.
Jn ſeinem Bureau im neuen Gebäude des Kriegsmini-

ſteriums in Wien hat ſich der der 2. Abteilung des Kriegs
miniſteriums zugeteilt geweſene Oberſtleutnant Johann
Lebel erſchoſſen. Er war ſeit vielen Jahren der 7. Ab-
teilung zugeteilt, verheiratet und Vater von ſechs Kindern.
Ueber die Urſache des Selbſtmordes iſt man, da ſchriftliche Auf
zeichnungen nicht gefunden wurden, wie an offizieller Stelle
wiederholt verſichert wird, noch im unklaren. Nach der offi-
ziellen Darſtellung litt der Oberſtleunant ſeit längerer Zeit
unter „Gemütsbewegungen“. Jn der Wiener Bevölkerung, wo
der Selbſtmord großes Aufſehen erregt hat, bringt man ihn
jedoch mit der Affäre des Oberſten Redl in Verbin-
dung, zumal, da wiederholt von bevorſtehenden neuen ſenſatio-
nellen Enthüllungen und Verhaftungen im Anſchluß an den
Verrat des Oberſten Redl die Rede war.

Eiſenbahnunglück in der Herzegowina.
Vor der Station Prenj am Narentafluß in der Herzegowing-

hat ſich Montag ein ſchweres Eiſenbahnunglück ereignet. Dort
wurde durch einen Felsſturz das Geleiſe der Bahn zerſtört.
Die Lokomotive des Perſonenzuges aus Moſtar fuhr auf den
herabgeſtürzten Felſen auf und entgleiſte. Die an der Unfall
ſtelle befindliche kleine Brücke wurde abgeriſſen und ſtürzte
in die Narenta. Der Dienſtwagen des Zuges und zwei
Wagen erſter und zweiter Klaſſe wurden mitgeriſſen und fielen
ebenfalls in den Fluß. Ein dritter Wagen blieb in der Luft
hängen. Der Heizer des Zuges und der Finanzprokurgtor Dr.
Huſcha, ein Vater von acht Kindern, wurden getötet, drei Per
ſonen erlitten ſchwere Verletzungen und mehrere andere wurden
leicht verwundet.

Kleines Allerlei. Eine heftige Dynamitexploſion
hat ſich in der weſtfäliſch- anhaltiſchen Sprengſtoffabrik i
Haltern (Weſtfalen) ereignet. Zwei Arbeiter wurden t
getötet und mehrere ſchwer verletzt. Bootsunglück. Auf
dem Rhein bei Duisburg kenterten zwei Boote, in denen ſich
fünf Arbeiter befanden. Vier Arbeiter ertranken, während der
fünfte gerettet werden konnte. Bei einem Großfeuer im
Sägemühlendiſtrikk Montroal wurden durch Einſtürzen
einer Mauer vier Feuerwehrleute getötet und viele verletzt.
Als Begleiterſchein ung eines Gewitters trat
in Frankenthal (Rheinpfalz) eine Windhoſe auf, durch die
große Bäume umgeriſſen und rehrere hundert Zentner
davongewirbelt wurden. Von einer Anzahl Häuſer wurden die
Dächer abgedeckt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton
and Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales und Provinzielles
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anzeigen ver
antwortlich Alfred Jähnig. Sämtlich in Halle. Der der
Halleſchen GenoffenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. O9)
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 146 Halle (Saale), Mittwoch den 25. Juni 1913 24. Jahrg.

zur Tagesordnung des Purteitages

Die Genoſſin Roſa Luxemburg bemerkt dazu in der
L. V. folgendes: Die vom Parteivorſtand veröffentlichte
Tagesordnung des diesjährigen Parteitags weiſt eine kaum be
greifliche Lücke auf: die Frage des preußiſchen Wahlrechts-
kampfes. Nur eine Erklärung könnte dafür herangezogen
werden, nämlich der Hinweis darauf, daß der Kampf um
das preußiſche Wahlrecht zur Kompetenz des preußiſchen
Parteitags gehöre. Doch dieſer formaliſtiſche Standpunkt
hätte, abgeſehen davon, daß er ja ſchon durch die Verhand-
lungen des Magdeburger Parteitags desavouiert worden iſt,
auch noch die Unzuträglichkeit, daß er unſerer eignen, wieder
holt in der Oeffentlichkeit vertretenen Auffaſſung direkt
zuwiderlaufen würde. Es waren immer Regierungsvertreter
und reaktionäre Parteien, die dem Reichstag die Kompetenz
in der Frage des preußiſchen Wahlrechts beſtritten und es
als „preußiſche Angelegenheit“ behandelt wiſſen wollten.
Unſere Vertreter hingegen verfochten immer und mit Glück
den entgegengeſetzten Standpunkt. Erſt jüngſt haben wieder-
holte Vorſtöße unſerer Fraktionsredner im Reichstage nach
dieſer Richtung das freudigſte Echo in den Parteikreiſen ge-
weckt. Es iſt gegenwärtig eine unbeſtrittene und von allen
empfundene Tatſache, daß der Kampf um das preußiſche
Wahlrecht zum Drehzapfen unſeres geſamten politiſchen
Lebens geworden iſt, zu einem Zentralpunkt, in dem alle
Fäden des Klaſſenkampfes in Deutſchland zuſammenlaufen.
Es müßte demnach eigentlich als ſelbſtverſtändlich erſcheinen,
daß unſere leitenden Jnſtanzen der allgemeinen Stimmung
und der Situation Rechnung tragen und von vornherein den
preußiſchen Wahlrechtskampf zum Gegenſtand der Verhand-
lungen des Jenger Parteitags machen.

Dies aber noch aus beſonderen Gründen. Es hat ſich
gegenwärtig der weiteſten Kreiſe der Partei das Gefühl be-
mächtigt, daß die Wucht und die Schärfe unſerer Aktion im
ganzen nicht völlig auf der Höhe der Aufgabe ſtehen, daß
die Art und Weiſe, wie die Viermillionenpartei den Provo-
kationen der herrſchenden Reaktion auf verſchiedenen Ge-
bieten begegnet, nicht ganz dem großen Siege bei den Reichs-
tagswahlen und den an ihn geknüpften Erwartungen ent-
ſpricht. Der diesjährige Parteitag wird allem Anſcheine
nach nicht bloß die laufenden Geſchäfte des Jahres in üblicher
Weiſe zu erledigen haben, er wird auch nicht umhin können,
gewiſſermaßen eine Billanz der von der Partei in den letzten
Jahren angewandten Taktik und die kritiſche Sichtung
der in ihr geäußerten Theorien und Anſichten vorzunehmen.
Das Schlagwort von der geduldigen und ſtillen „Ermattungs-
ſtrategie“, mit dem man die abſichtliche Liquiderung der 1910
begonnenen Maſſenaktion für das preußiſche Wahlrecht zu be-
ſchönigen ſuchte, das Schlagwort von dem „neuen Liberalis-
mus“, mit dem man nach der Reichstagswahl trügeriſche
Jlluſionen in bezug auf die Entwicklung der bürgerlichen Par-
teien weckte, müſſen jetzt alle an der Hand des reichen Er-
fahrungsmaterials der letzten Jahre auf ihren Wert hin ge-
prüft werden. Die Erfahrungen im preußiſchen Wahlrechts-
kampfe ſind aber die wichtigſte und reichſte Schatzkammer poli-
tiſcher Belehrung für unſere Partei wie für die Maſſe des
Proletariats im ganzen. Die Schickſale dieſes Kampfes ſtellen
geradezu einen Prüfſtein für unſere bisherige wie für unſere
künftige Taktik dar. Wie die Dinge gegenwärtig liegen, iſt
es für alle Welt klar, daß die deutſche Sozialdemokratie nun
an dem preußiſchen Wahlrechtskampf die Tüchtigkeit ihrer
Waffen, die Brauchbarkeit ihres Organiſationsapparats für
große politiſche Aktionen, den Wert ihrer vielgerühmten
Diſziplin für die Mobiliſierung der Maſſen, mit einem
„Wort: ihre Fähigkeit zur politiſchen Offenſive erweiſen muß.

Daß eine ernſte Prüfung der im preußiſchen Wahl-
rechtskampf anzuwendenden Taktik dringend notwendig ge-
worden iſt, beweiſen neuerdings auch taktiſche Feuerwerke
in der Art der Frankſchen „revolutionären“ Weckrufe, die

unter begeiſterter Zuſtimmung der Vorwärts offenbar
den Großblock in Baden mit dem Maſſenſtreik in Preußen
harmoniſch verbinden wollen. Jn dieſe Begriffsverwirrung
des ſüddeutſchen Exportradikalismus wie des Zentralorgans
hineinzuleuchten und die tieferen vielſeitigen Zuſammen-
hänge des revolutionären Maſſenkampfes klar herauszuheben,
iſt die unabweisbare Aufgabe des kommenden Parteitags.

Endlich aber ſpricht noch eine praktiſche Rückſicht gewichtig
für die gründliche Behandlung der preußiſchen Wahlrechts-
frage. Der Parteitag wird ſich unter vielem Ernſten auch
mit den wenig erfreulichen Symptomen unſeres Parteilebens
zu befaſſen haben, die in der jüngſten Zeit zutage getreten
ſind. Das ungenügende Wachstum der Mitgliederzahl unſerer
Organiſationen im Reiche, wie namentlich der unbefriedigende
Stand der Organiſation im Zentrum des politiſchen Lebens,
in Berlin alſo juſt dort, wo man ſeit einem Jahrzehnt
ſo ziemlich die ganze Energie und das ganze geiſtige Leben
auf den Ausbau der Organiſation gerichtet hat ferner
der ſchmerzliche Rückgang der Abonnentenzahl mancher
Blätter, wie der Vorwärts und der Dresdner Volkszeitung,

alles das ſind Zeichen, die zu denken geben und an denen
auch der Parteitag nicht ohne ernſte Prüfung wird vorbei-
gehen können.

Freilich pflegen derartige Erſcheinungen in der Regel
Ergebniſſe komplizierter und verſchiedenartiger Urſachen zu
ſein, die auseinanderzuhalten und bloßzulegen Aufgabe ein
gehender Erörterungen ſein müßte. Allein unter anderem
gehört unſeres Erachtens für eine Kampfpartei, wie die unſere,
mit an erſter Stelle die Frage: haben wir nicht zu einem
bedeutenden Teil ſelbſt die Lauheit der Maſſen verſchuldet?
Haben wir nicht deshalb viele im Wahlkampfe neu-
gewonnenen Elemente des Proletariats nicht zu halten ver-
mocht, weil in unſeren Organiſationen das Leben zu ſchwach
pulſiert, weil der Mechanismus, die bureaukratiſche Seite
des Organiſationsapparats, ſich zu ſehr ausgewuchert hat
und die ideelle Seite, das Gedankenleben, die geiſtige Reg-
ſamkeit der Mitglieder erdrückt? Oder anders gefaßt: haben
wir nicht vielleicht deshalb Tauſende von Neugewonnenen nicht
dauernd an uns zu feſſeln, weitere Abertauſende, die uns noch
fernſtehen, nicht für uns zu gewinnen vermocht, weil wir keine
großen Maſſenaktionen vornehmen, weil wir die Maſſen nicht
genügend hinzuweiſen verſtehen, weil wir trotz ſtarker Worte
in den Wahlkämpfen oder auf dem preußiſchen Parteitag mit
unſerer Taktik im graßen und ganzen nicht vorwärts kommen

Es iſt zu bezweifeln, daß ſich viele Genoſſen fänden, die mit
gutem Gewiſſen 'alle dieſe Fragen ohne weiteres mit einem
glatten Nein zu beantworten wagten. Jſt es aber notwendig,
unſern Organiſationen wieder friſches Leben einzuflößen, die
Maſſen zu begeiſtern, dann wäre es unſers Erachtens geboten,
nicht in künſtlichen Mitteln oder in rein techniſchen Griffen,
wie z. B. in der Umgeſtaltung der Berliner Zahlabende allein
das Heilmittel zu ſuchen. Jn erſter Linie wäre es notwendig,
in der wichtigſten politiſchen Aufgabe, die vor uns ſteht und
uns den weiteren Weg verſperrt, eine kräftige und entſchloſſene
Jnitiative zu ergreifen. Wenn wir den preußiſchen Wabhl-
rechtskampf aus der Verſumpfung, in der er ſteckt, durch eine
friſch-fröhliche Parole zu Maſſenaktionen bis zur letzten Konſe-
quenz herausreißen, dann wird neues Leben raſch genug in
unſere ganze Organiſationsarbeit fließen. Nichts iſt ſo ge-
eignet, unſere Werbekraft wirkſam, die Kleinarbeit des großen
Heeres unſerer Agitatoren friſch und freudig zu machen, wie
ein allgemeiner Ruck, den die Partei ihrem Kampfe gibt, wenn
ſie in offener Form mit Entſchloſſenheit zu einer großen Aktion
ausziecht. Jn einer ſolchen Kampfperiode wird auch die Hal-
tung unſerer Preſſe notwendigerweiſe etwas von dem zünden-
den Feuer und dem kühnen Flug verſpüren laſſen, die allein
neue Anhänger ſcharenweiſe zu gewinnen und zu feſſeln im
ſtande ſind.

Eine ſolche aufrüttelnde und belebende Parole im preußiſchen
Wahlrechtskampfe auszugeben, dazu iſt der nächſte Parteitag
berufen. Er würde ſich einer unverzeihlichen Verſäumnis
ſchuldig machen, wenn er dieſer Aufgabe aus dem Wege ginge.

Verbandstag der Buchbinder.
Die zwölfte Generalverſammlung des Deutſchen Buch-

binder verbandes wurde in der Woche vom 15. bis
21. Juni im Gewerktſchaftshauſe in Stuttgart abgehalten.
Der gedruckt vorliegende Geſchäftsbericht machte eine längere
Berichterſtattung unnötig, und auch die Diskuſſion ergab, daß
man im allgemeinen mit der Tätigkeit des Vorſtandes ein-
verſtanden war.

Ueber Lohnbewegungen ſprach Verbandsvorſitzender
Kloth- Berlin. Er betonte eingangs: Jn der letzten Ge-
ſchäftsperiode habe der Verband m erfolgreich
auf dieſem Gebiet gearbeitet. Jm Jahre 1916 würde eine
ſehr große Anzahl der Tarife ablaufen, nämlich insgeſamt
31 Tarife für 752 Betriebe für 18 217 Beſchäftigten. Es ſtehe
ein ſchwerer Kampf bevor, für den man ſich rechtzeitig zu
rüſten habe. Jn der Frage des Reichstarifs wies Redner dar-
auf hin, daß der Verband ſchon 1910 in Erfurt erklärt habe,
kein Gegner des Reichstarifs zu ſein. Jm Buchbindergewerbe
ſeien jedoch jetzt die Vorbedingungen für einen Reichstarif
nicht vorhanden, es fehle eine Zentralorganiſation der Arbeit-
geber, wie ſie bei den Buchdruckern beſtehe. Den Drei-Städte-
Tarif zu verallgemeinern. ſei nicht ſo leicht; es beſtänden ſelbſt
innerhalb der drei Städte noch Sondertarife. Wenn die
Arbeit geber“ einen anderen Ablauftermin wollen, dann doch
nur, weil ſie glaubten, daß er für ſie günſtiger ſei. Durch
einen ungünſtigen Ablauftermin könnten für die Organiſation
große Schwierigkeiten entſtehen; da wäre es doch töricht, wenn
man dem Verlangen der Arbeit geber“ auf Verlegung des
Ablauftermins ohne weiteres nachgeben würde.

Bei der Abſtimmung über die vorliegenden Anträge wurde
lediglich folgender Antrag angenommen: „Jn Erwägung, daß
der Drei-Städte-Tarif (Berlin, Leipzig, Stuttgart) bei Be-
rechnung der Akkordarbeiten mehr und mehr über das ganze
Reich an Bedeutung gewinnt, beſchließt der Verbandstag, daß
zur Erneuerung des Tarifs zu den Beratungen Vertreter aus
den größeren Orten reſp. aus den Bezirken hinzugezogen wer-
den. Welche Orte reſp. Bezirke teilnehmen ſollen, beſtimmt der
Verbandsvorſtand.“

Mit großer Mehrheit abgelehnt wurde der Antrag Han-
nover, daß zur Erklärung eines Streiks eine Zweidrittelmehr-
heit genügen ſoll.

Ueber die Finanzlage des Verbandes referierte
hierauf Kaſſierer Haueiſen- Berlin. Die Entwicklung der
Organiſation habe eine Richtung genommen, die nicht voraus-
zuſehen geweſen ſei. Die Zahl der weiblichen Mitglieder habe
ſich enorm geſteigert, ſie ſei heute ſchon höher als die der
männlichen Mitglieder. So erfreulich die Organiſierung der
weiblichen Arbeitskräfte ſei, müſſe man dieſe Entwicklung doch
auch mit einem naſſen Auge betrachten, da die weiblichen Mit-
glieder die Finanzkraft des Verbandes ſehr ſtark in Anſpruch
nehmen würden. Leiſtung und Gegenleiſtung müßten aber
nach Möglichkeit in Uebereinſtimmung gebracht werden. Bis-
her würde jedoch für die weiblichen Mitglieder mehr aufge-
wendet, als ſie an Beiträgen entrichten. Eine Ueberſicht des
Verbandes über die finanzielle Leiſtung und Belaſtung der
einzelnen Beitragsklaſſen in der Zeit vom 1. Januar 1908 bis
31. Dezember 1912 gibt folgendes Bild: Jn der erſten Bei-
tragsklaſſe Beitrag 20 Pf.) beträgt die Mehrausgabe gegen-
über der Einnahme an Beiträgen 30 21 Prozent und in der
zweiten Klaſſe (35 Pf.) 4,96 Proz. Bei den Beitragsklaſſen
der männlichen Mitglieder werden Ueberſchüſſe erzielt, nämlich
in der dritten Klaſſe (50 Pf.) 23,92 Proz. und in der vierten
Klaſſe (Beitrag ohne Jnvalidenkaſſe 65 Pf) 18.71 Proz. Der
Vorſtand ſchlägt nun vor, daß die Zugehörigkeit zu den einzel-
nen Klaſſen ſich nach dem Verdienſt richtet. Die weib-
lichen Mitglieder ſollen bei einem Wochenverdienſt bis zu
12 Mk. zur erſten Beitragsklaſſe, über 12 Mk. Verdienſt zur
zweiten Klaſſe gehören. Die männlichen Mitglieder ſollen bei
einem Verdienſt bis 15 Mk. der zweiten Klaſſe angehören, bei
15. Mk. bis 24 Mk. Verdienſt der dritten und bei einem
Wochenlohn von über 24 Mk. der vierten Beitragsklaſſe.
Jugendlichen Arbeitern unter 16 Jahren und Lehrlingen ſoll
geſtattet ſein, in die erſte Beitragsklaſſe zu ſteuern. Neben
dieſer Neuregelung der Beiträge unterbreitet der Vorſtand
noch eine Reihe anderer Vorſchläge, die eine Einſchrän-
kung der Unterſtützungen zur Folge hätten.

Jn der Debatte wandten ſich die erſten Redner gegen die
Vorſchläge des Vorſtandes, beſonders gegen die Beſchränkung
der Unterſtützungseinrichtungen.

Die zahlreich vorliegenden Anträge wurden ſchließlich einer
elfgliedrigen Kommiſſion überwieſen.

Bei den Beſtimmungen des Statuts über Arbeitsnach-
weis wurde ein Antrag des Vorſtandes angenommen, daß
das Umſchauen bei vorheriger Erkundigung beim Arbeitsnach-
weisleiter nur dann geſtattet iſt, wenn es nicht durch Orts-
ſtatut ganz unterſagt iſt. Wo paritätiſche Arbeitsnachweiſe
beſtehen, regelt ſich die Vermittlung nach den Beſtimmungen
des diesbezüglichen Reglements.

Zu den Beſtimmungen über den Verbandstag liegen
eine Reihe Anträge vor. Jhre Beratung ergab folgende Be-
ſchlüſſe: Alle Anträge zum Verbandstag müſſen zehn Wochen
vor demſelben an den Verbandsvorſtand eingereicht werden
und ſind durch dieſen ſieben Wochen vorher zu veröffentlichen.
Je 400 (bisher 300) Mitglieder haben das Recht einen Dele
gierten zu entſenden. Auf jeden Gau ſoll mindeſtens ein

Delegierter entfallen, auch wenn er nicht 400 Mitglieder zählt.
Um als gewählt zu gelten, genügt einfache Stimmenmehrheit.
Die Bildung von Wahlbezirken iſt vom Verbandsvorſtand in
geeigneter Weiſe vorzunehmen, und zwar ſo, daß die Anzahl
der am Schluſſe des 4. Quartals vorhandenen Mitglieder als
Grundlage genommen wird.

Jn namentlicher Abſtimmung wurde ein Vorſchlag des Vor-
ſtandes, fünf Beitragsklaſſen mit folgenden Sätzen einzu-führen: 1. Klaſſe 20 Pf., 2. Klaſſe 30 Pf. 3. Klaſſe 40 Pf.,
4. Klaſſe 50 Pf., 5. Klaſſe 80 Pf. mit 45 gegen 43 Stimmen
bei 3 Enthaltungen abgelehnt. Jn weiteren Abſtimmungen
wird mit großer Mehrheit beſchloſſen den Beitrag in der
1. Klaſſe auf 20 Pf. zu belaſſen. Mit 65 gegen 25 Stimmen
wurde jedoch der Vorſchlag der Kommiſſion, für die 2. Klaſſe
40 Pf. feſtzuſetzen, abgelehnt. Damit war jede Bei-
tragserhöhung verworfen.

Die ganze Beitragsfrage wurde ſchließlich nochmals an die
Kommiſſion zurückverwieſen. Später ſchlug die Kommiſſion
vor, fünf Beitragsklaſſen in folgender Weiſe einzuführen:
Klaſſe 1 20 Pf., Klaſſe 2 25 Pf., Klaſſe 3 35 Pf., Klaſſe 4 50 Pf.,
Klaſſe 5 80 Pf. Gegenüber den jetzigen Beiträgen bedeutet
dies lediglich den Unterſchied, daß zwiſchen der erſten und
zweiten Klaſſe eine 25-Pf.-Klaſſe eingeſchoben wird. Die weib-
lichen Mitglieder können nur in den drei erſten Klaſſen ſteuern.
Die Verdienſtgrenze ſoll feſtgeſetzt werden, für Klaſſe 1 bis
8 Mk. Wochenverdienſt, Klaſſe 2 8 bis 12 Mk., Klaſſe 3 12 bis
15 Mk., Klaſſe 4 15 bis 24 Mk. und Klaſſe 5 über 24 Mk.

Dieſe Vorſchläge der Kommiſſion fanden ſchließlich nach
weiteren Erörterungen gegen wenige Stimmen Annahme.

Die Zuſtimmung des Verbandstages fand eine Vorlage des
Vorſtandes über die Einführung einer allgemeinen Ver-
ſicherung der Funktionäre gegen Unfälle bei
der Tätigkeit für die Organiſation. Es wird Krankenunter-
ſtützung, Jnvalidenunterſtützung, Sterbegeld und Witwen-
unterſtützung gewährt.

Der Punkt Gewerkſchaften, Genoſſen ſchaften
und Volksfürſorge wurde von der Tagesordnung ab-
geſetzt und lediglich die vom Referenten Michaelis hierzu vor
gelegte Reſolution einſtimmig angenommen. Jn dieſer wird
anerkannt, daß die Gewertkſchaftsarbeit durch die Genoſſen-
ſchaften in beachtenswerter Weiſe unterſtützt wird, es wird
ferner die Erwartung ausgeſprochen, daß die Mitglieder die
Volksfürſorge durch allſeitigen Eintritt fördern.

Eine vorgeſchlagene Neuregelung (Erhöhung) der
Gehälter der Angeſtellten lehnte der Verbandstag mit 48
gegen 24 Stimmen bei 19 Enthaltungen ab. Der Verbands-
tag wählte dann eine Kommiſſion von 11 Mitgliedern, die in
Gemeinſchaft mit dem Verbandsvorſtand vor dem nächſten
en an oetog die zum Statut eingehenden Anträge beraten
oll.
Der Verbandsvorſtand bleibt in Berlin. Die beſoldeten

Verbandsbeamten wurden wiedergewählt. Ausſchußvorſitzender
bleibt Bergmann- Leipzig.

Damit waren die Arbeiten des Verbandstages beendet. Der
nächſte findet 1916 in Düſſeldorf ſtatt.

Verbandstag der Metallarbeiter.
Breslau, den 21. Juni 1013.

Sechſter Verhandlungstag.
Die Verhandlungen begannen morgens 8 Uhr. Es wird ein

Antrag geſtellt, den Teil des Statuts, der bis jetzt noch nicht
erledigt iſt, im ganzen anzunehmen. Schlicke ſchlägt vor,
daß durch den Berichterſtatter der Statutenberatungskom-
miſſion im ganzen über die wichtigſten noch ausſtehenden
Aenderungen geſprochen werden ſolle. Dies wird durch die
Generalverſammlung genehmigt.

Die Paragraphen 15 bis 22, die Streik- und Maßregelungs-
unterſtützung, Rechtsſchutz, Rechtsanſprüche an den Verband,
perſönliche Streitigkeiten, Schiedsgericht, Beendigung der Mit-
gliedſchaft und Ausſchluß behandeln, bleiben die alten.

Die Abſtimmungen erfolgen ohne Diskuſſion. Der Para-
graph 23 erhält eine Anzahl kleinerer Korrekturen.
et Paragraphen 24 bis 34 bleiben unverändert die des alten
Statutes.

Zu Paragraph 35 liegt folgender Antrag vor:
Die Generalverſammlung wird erſucht, an Stelle des heute

beſtehenden Wahlſyſtems ein mehr zeitgemäßes Wahlſyſtem
für die Delegiertenwahl ſetzen zu wollen. Der Beſchluß der
Kommiſſion lautet dahin, den Antrag dem Vorſtande als
Material zur Prüfung und eventueller Ausarbeitung einer
Vorlage oder Berichterſtattung an die nächſte Generalver-
ſammlung zu überweiſen. Die Gründe dazu ſind, daß die
Kommiſſion der Anſicht iſt, daß das Wahlſyſtem zu den
Generalverſammlungen reformbedürftig iſt. Die Kommiſſion
konnte jedoch zu einem praktiſchen Abänderungsvorſchlag nichtkommen, da ihr zur Ausarbeitung eines ſolchen alle Srunt-

lagen fehlten.
Die Generalverſammlung beſchließt, ſich den Beſchlüſſen an

zuſchließen.
Die Paragraphen 36 bis 38 bleiben unverändert. Der

Paragraph 39, der beſtimmt, daß das neue Statut am 1. Juli
dieſes Jahres in Kraft zu treten hat, wird angenommen.

Die Abſtimmung über das Geſamtſtatut ergibt die Annahme
gegen eine Stimme.

Zum internationalen Metallarbeiterkon-greß in Berlin ſollen diesmal mehr Delegierte entſandt
werden als ſonſt.

Es wird beſchloſſen, auf den internationalen
Sozialiſtenkongreß drei Delegierte zu entſenden, ge
wählt werden Schlicke-Stuttgart, Cohen- Berlin und
Brandes-Magdeburg.

Jn die Staffelbeitragskommiſſion werden gewählt vom Be
zirk 1. Seemann-Königsberg, 2. Oſtheimer-Görlitz,
3. Paplowitſch-Berlin, 4. Hirthe-Aue, 5. Striefler-
Hannover, 6. Garbe-Kiel, 7. Jäcke r-Düſſeldorf, 8. Me tz
Frankfurt a. M., 9. Sauer-Karlsruhe, 10. Umrath-
Nürnberg und Siering- Berlin.

Zwei Anträge, die verlangen, daß der Metallarbeiterver-
band ſich mit der Frage der Einführung der Jnva-
lidenunterſtützung beſchäftigen ſoll, werden abgelehnt.

Als Ort der nächſten Generalverſammlung wird Köln ge-
wählt.

Die alte Verbandsleitung wird wiedergewählt, Schlicke
als erſter Vorſitzender, Reichel als zweiter Vorſitzender,
Werner als Kaſſierer und Maſſatſch als Sekretär.

Der Sitz des Ausſchuſſes bleibt Frankfurt am Main,
die Kommiſſion bleibt die alte.
Die Redaktion bleibt in den Händen von Scherm und
Qu iſt.

Die folgende Reſolution wird ohne Diskuſſfion angenommen.
Jn Uebereinſtimmung mit den von der Generalverſamm-

lung in Mannheim beſchloſſenem Antrag an den Gewerk
ſchaftskongreß in Dresden betrachtet die elfte ordentliche
Generalverſammlung das Umlageverfahren zur Auf-
bringung von Mitteln zur Unterſtützung von Streiks und
Ausſperrungen für den b Ausweg und erwartet vom
Vorſtand, daß er in den Vorſtänd der den
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Generalkommiſſion angeſchloſſenen Zentralverbände für feine
Einführung wirkt.

Um bei etwaiger Anwendung des Umlageverfahrens eine
zu große Jnanſpruchnahme der eigenen Verbandesmittel
vorzubeugen, iſt der Vorſtand zur Erhebung rines Extra-
beitrages, S 6, Abſatz 6, des Verbandsſtatutes, berechtigt.

Schlicke, der Verbandosvorſitzende, ſchließt die Verhand
lungen: Jch darf wohl ſagen, ohne zu übertreiben, e
Verhandlungen ſind von großer Eintracht geleitet geweſen,
trotz aller ſachlichen Auseinanderſetzungen. iſt uns recht
ſchwer geworden, einen Teil unſerer Kollegen von der General-
verſammlung auszuſchließen. Jch hoffe, daß die, die es gn-
geht, unſerer Haltung als freundſchaftlichen Rat auffaſſenwerden. Wir haben hier gearbeitet, jetzt gehen wir hinaus,
draußen ſteht der Feind!

Die Verſammlung wird mit einem dreifachen Hoch auf die
Organiſation geſchloſſen.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 24. Juni 1918.

Sozialdemokratiſcher Verein.
Am Donnerstag, den 26. Juni, abends S Uhr, findet im

Volkspark eine gemeinſchaftliche Sitzung der Funktionäre nach S 13

der neuen Satzungen ſtatt. Die Diſtriktsführer, die verhindert
ſind, haben ihren Stellvertreter zu entſenden.

Der Vorſtand des Sozial demokratiſchen Vereins
für Halle und den Saalkreis.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Trotz der ſommerlichen Hitze der letzten Tage hatte der

Magiſtrat den Stadtverordneten die Erledigung einer um-
fangreichen, 30 Punkte umfaſſenden Tagesordnung zugemutet.
Unſere Stadtväter ſind aber an ſolche umfangreichen Tages-
ordnungen gewöhnt, ſie verſtehen damit umzuſpringen, wie die
Katze mit der Maus. Jn einer Zeit von zwei Stunden waren
alle Punkte erledigt, die Abſtimmungsmaſchine hatte ſich da-
bei nicht einmal warm gelaufen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung waren einige bemerkens-
werte Eingänge zu erledigen. Der Schreberverein Halle-Süd
hatte vor Wochen in einer Petition um einen Beitrag von
200 Mark gebeten. Als Gegenleiſtung verpflichtet er ſich, 40
arme Kinder, denen keine Gelegenheit zur Aufnahme in eine
Ferienkolonie geboten werden kann, in ſeine Milchkolonie
aufzunehmen. Dadurch angeregt, erſuche jetzt das Paul-
Riebeck-Stift in einer Petition ebenfalls um eine Zuwendung
von 200 Mark, damit es auch auf ſeinem 3500 Quadratmeter
großem Spielplatz armen Kindern eine kleine Zuwendung
machen kann. Weil ſichere Unterlagen fehlten, wurde dieſe
Petition an den Petitionsausſchuß verwieſen. Die Garten
ſtadt- Geſellſchaft Kröllwitz hatte bereits im März
um Ueberlaſſung von Gelände am Donnersberg bei Kröllwitz
zum Bau luftiger Arbeiterwohnungen erſucht. Die abermals
eingereichte Petition wurde an den Bauausſchuß verwieſen.

Die in letzter Zeit ſich wieder außerordentlich bemerkbar
machende Verpeſtung der Luft in der Nähe der Kröllwitzer
Papierfabrik durch letztere, gab ebenfalls Veranlaſſung zu
einer Petition. Ein Herr Schulz erſuchte die Stadtverord-
neten, nun endlich einmal Schritte zur Beſeitigung dieſes
ſtinkenden Uebels, die den umliegenden Anwohnern der Papier-
fabrik das Leben zeitweiſe zur Hölle macht, zu unternehmen.

Oberbürgermeiſter Rive erklärte dazu, daß weder der
Magiſtrat, noch die Stadtverordneten, noch die Polizei dar-
über zu befinden hätte, wie der Betrieb ſeine Einrichtungen
treffen ſoll. „Zuſtändig“ ſei nur die Gewerbeinſpektion. Er
habe nun vor wenigen Wochen bereits mit dem Regierungs-
präſidenten über die Mißſtände geſprochen, und dieſer habe
ihm mitgeteilt, daß bereits eine Reviſion des Betrie-
bes ſtattgefunden habe und auch Mängel feſtgeſtellt
worden ſeien. Der Fabrik ſei die Abſtellung der Mißſtände
auferlegt worden. Er erfuche, die Petition unberückſichtigt zu
laſſen.

Stadtv. Gieſe war dagegen anderer Anſicht. Er könne
ſich gar nicht denken, daß die Stadtverwaltung in einer für
die ganze Bevölkerung fo wichtigen Sache nichts zu ſagen

habe. Es müßten doch Mittel und Wege geben, dieſen Uebel-

ſtand zu beſeitigen. Die StadtwerbrbnetenVerſanttttithg hade

ſchon oft ihre Entrüſtung über dieſen Zuſtand ausgedrückt,
aber niemals ſei etwas dagegen unternommen. Sr beantrage
Ueberweiſung der Petition an den Rechts und Verfaſſungs
ausſchuß zur Vorberatung.

Stadtv. Fiſcher-Kröllwitz bemerkte dazu, daß er be
reits ſeit 1888 in Kröllwitz wohne, aber noch nie etwas ge
rochen habe! Dieſe Ausführungen wurden dadurch abgetan,
daß man ſie mit allgemeinem Gelächter begleitete. Der gute
Mann iſt entweder, wie ſich die Stadtverordneten zuflüſter-
ten, Aktionär der Papierfabrik oder ihm iſt ſein Geruchs-
ſinn durch den Geſtank bereits ertötet.

Stadtv. Oſterburg ſprach ſein Bedauern darüber aus,
daß die Petition ſo einfach durch Uebergang zur Tagesord-
nung erledigt werden ſolle. Dutzende Male habe man ſich ſchon
mit dieſer Angelegenheit befaßt, aber niemals habe man ſich
an die Durchführung darrchgreifender Mittel herangetraut
Da das den Geſtank verſchuldende Sulfatverfahren mit weni-
gen tauſend Mark von der Direktion beſeitigt werden könne,
ſolle man die Aengſtlichkeit beiſeite laſſen, und einmal ener
giſch mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln eingreifen. Jn
Ammendorf ſei doch das Verhältnis ein ganz anderes, da
kenne man Beläſtigungen der Einwohner durch die dortige
Papierfabrik überhaupt nicht. Wie er von Angeſtellten unter
richtet ſei, ließe ſich wirklich mit einigen tauſend Mark auch
in Kröllwitz der ſtinkige Zuſtand beſeitigen. Aber man wolle
nur den Aktionären nicht wehe tun. Er beantrage, dem Magi-
ſtrat die Petition zur Berückſichtigung zu überweiſen.

Oberbürgermeiſter Rive wandte ſich auch gegen dieſen An
trag. Es ſei in dieſer Sache bereits ein ſtarkes Aktenbündel
entſtanden, alſo was ſolle der Magiſtrat noch mit dieſer Peti-
tion anfangen.

Stadtv. Föhring beantragte, die ganze Sache auf drei
Monate zu vertagen, damit die Unterſuchung durch die Regie-
rung erſt abgeſchloſſen werden könne. Er erklärte, die An-
wohner ſollten doch Privatklage gegen die Fabrik einleiten.

Stadtv. Oſterburg wandte ſich gegen dieſe Verſchiebung
und ebenfalls gegen die Ueberweiſung als Material. Er er
ſuchte nochmals, die Petition dem Magiſtrat wenigſtens zur
Berückſichtigung zu überweiſen. Der Stadtv. Lehmann,
der Aufſichtsratsvorſitzender der Papierfabrik iſt, habe bei der
Etatsberatung beim Kapitel Geſundheitskommiſſion erklärt,
daß ſo ſchnell wie möglich Abhilfe geſchaffen werden ſolle. Er
habe aber ſein damals gegebenes Verſprechen nicht eingelöſt.
Auch heute gebe er wieder keine Antwort auf die zahlreichen
Anrempelungen. Keine Antwort ſei aber auch eine Antwort.

Nach dieſen Ausführungen fühlte ſich der Oberbürgermeiſter
verpflichtet, dem Kommerzienrat Lehmann hilfreich beizu-
ſpringen. Lehmann ſei hier nicht als Aktionär und Aufſichts-
ratsvorſitzender, ſondern als Stadtverordneter, meinte er.
Dieſer dargereichte Strohhalm genügte dem Stadtv. Lehmann,
ſich damit aufs Trockene zu retten. Obwohl er ſich ſchon zum
Wort gemeldet hatte, verzichtete er jetzt großmütig auf eine
Erklärung!

Der eifrige Sekundantendienſt, den der Oberbürgermeiſter
durch die Attacke gegen Oſterburg dem Kommerzienrat Ban-
kier Lehmann leiſtete, ging übrigens im Uebereifer von einer
ganz falchen Vorausſetzung aus. Oſterburg hatte
doch ganz ausdrücklich ſeine Auskunft von demſelben Stadt
verordneten Lehmann verlangt, der im Febrnar als Stadt
verordneter erklärt hatte, daß ſo ſchnell wie möglich dem ſtin-
kenden Zuſtand ein Ende gemacht würdel Da dieſes Verſprechen
des Stadtverordneten Lehmann nicht erfüllt iſt, hatte
Oſterburg das vollſte Recht dazu, ihn aufs neue nachzufragen,
und der Herr Rive hat einmal wieder recht gründlich daneben
gegriffen, wenn er meinte, dem Aufſichtsratsvorſitzenden, Ban-
kier Lehmann, dem reichſten Mann von Halle einen „Liebes-
dienſt“ erweiſen zu müſſen.

Nach der ausgedehnten Debatte wurde die Petition dem
Magiſtrat als Materiaga! überwieſen, die andern Anträge
wurden abgelehnt.

Eine größere Debatte entſpann ſich noch bei Titel 17, der
eine Nachbewilligung von 259 927 Mark für das Elektrizitäts-
werk erfordert. Dieſe ungeheure Nachforderung von rund
260 000 Mark beweiſt, daß die Aufſteller des Voranſchlages
ſich als Meiſter der Rechenkunſt bewieſen haben, oder daß
ihnen die Fähigkeiten abgehen, das Werk richtig zu über

ſchatten. Bei der Beratung wurde allgemein Feſt an
Vergeichnnis der einzelnen Ueberſchreitungen herzuſtellen. Der
Referent in dieſer Sache, Stadtv. Michel, verlas hierauf auf
allgemeinen Wunſch die einzelnen Poſten.

Stadtv. Oſterburg betonte, daß bei derartig großen
Ueberſchreitungen von einem Bewilligungsrecht durch die
Stadtverordneten faſt nicht mehr die Rede ſein könne. Die
Stadtverordneten müßten ſich aber unter allen Umſtänden bas
Bewilligungsrecht vorbehalten. Auch er ſpreche den Wunſch
aus, daß die Ueberſchreitungen einzeln aufzuführen ſeien.
Das Verleſen der einzelnen Poſten gehe zu ſchnell, es ſei des
halb niemand in der Lage, zu folgen.

In demſelben Sinne äußerten ſich die Stadtvv. Höſchele
und Gieſe. Letzterer betonte beſonders, daß man nicht nach
her, wenn die Ausgabe bereits vollzogen ſei, ſondern vorher
um Bewilligung nachzuſuchen habe. Durch derartig hohe Nach-
bewilligungen ſei das Bewilligungsrecht der Stadtverordneten
einfach illuſoriſch gemacht.

Stadtv. Kallmeher beantragie Vertagung, um den
Dezernenten zu hören. Bei der Abſtimmung wurde aber doch
noch die Magiſtratsvorlage mit 24 gegen 28 Stimmen an-
genommen.

Den Schluß bildete eine kleine Debatte über eine Petition
verſchiedener Grundſtücksbeſitzer der Reilſtraße. Die Grund-
ſtücksbeſitzer Nr. 3 bis 12 dieſer Straße ſollen zu den Straßen
ausbaukoſten hevangezogen werden. Sie behaupten aber, dieſe
Koſten bereits früher ſchon bezahlt zu haben. Gen. Emmer
konnte dazu berichten, daß auch er ſich erinnere, daß die Koſten
bereits von den Anliegern bezahlt ſeien. Der Magiſtratsver
treter gab die Erklärung ab, daß den Grundſtücksinhabern die
Beträge gegen Sicherheit bis zur Erledigung der beim Be-
zirksausſchuß angeſtrengten Klage geſtundet ſeien. Danach
will alſo der verehrliche Magiſtrat trotz der Ausſichtsloſigkeit
des Prozeſſes die Koſten noch hinterher werfen.

Ohne Debatte wurden noch folgende Vorlagen erledigt:
Die Eiſenbahndirektion beabſichtigt, im Zuſammenhang mit
der Herſtellung der Verbindungsbahn zwiſchen den Eiſenbahn
linien Halle-Kaſſel und Halle-Leipzig den in Km. 88,0 30
der Eiſenbahn Halle-Leipzig liegenden Planübergang zu be-
ſeitigen. Gleichzeitig ſoll auch der Planübergang in Km.
87,3 15 derſelben Eiſenbahn beſeitigt und für beide Plan-
übergänge eine Wegeunterführung in Km. 87,5 45
erbaut werden. Die Unterführung ſollte urſprünglich in einer
lichten Weite von 5 Meter hergeſtellt werden. Um die an
dieſer Stelle geplante Straße ſpäter in voller Breite ohne
Umbau des Bauwerks durchführen zu können, hat der Eiſen
bahnfiskus ſich auf Wunſch bereit finden laſſen, die Wege-
unterführung mit einer Lichtweite von 16 Meter auszuführen.
Bedingung iſt jedoch, daß die Stadtgemeinde zu den Koſten der
Wegeunterführung einen einmaligen Beitrag von 19 000 Mk.
leiſtet. Hierüber und über die weiteren Verpflichtungen des
Eiſenbahnfistkus iſt ein Vertrag vereinbart worden, dem zu
geſtimmt wurde.

Der Kaufmann Alfred Hoppe beabſichtigt, auf dem von ihm
erworbenen Grundſtück Kuhgaſſe Nr. 6 einen Neubau zu er
richten. entfällt eine zirka 6 Quadratmetergroße Fläche von dem Grundſtück zur Straße. Er iſt bereit,
das Land gegen die ihm gebotene Entſchädigung von 120 Mk.
pro Quadratmeter an die Stadtgemeinde abzutreten und auf
zulaſſen. Die Stadtverordneten erklärten ſich einverſtanden.
Beſchloſſen wurde weiter, daß die Gebühren für Be
nutzung des ſtädtiſchen Ladeplatzes an der Saale
in HalleTrotha nach folgendem Tarife erhoben werden: „Für
die Benutzung der ſtädtiſchen Löſch- und Ladeſtelle in Halle
Trotha ſind zu zahlen für alle Waren an Ufergeld r je
109 Kilo 2 Pf., an Lagergeld von allen auf der Ladeſtelle zur

Pfruna kommenden Gütern für ie 100 Kilo und jede Woche
2 Pf.

Nach dem von dem Landeshauptmann überreichten Ver
zeichnis haben die Städte der Provinz Sachſen, die Beiträge
für das Hand werker-Krüppelheim in Ergeau bewilligt haben,
nicht unter 1900 Mark beigeſteuert. Der Beitrag Halles mit
700 Mk. ſticht dagegen auffällig ab. Mit Rückſicht auf den
nützlichen 2weck des Unternehmens und die große Bereitwillig-keit, die die Cracauer Anſtalt in der Aufnahme von Krüppein
auch der Stadt Halke bezeigt habe, wurde beſchkoſſen, den Bei-
trag auf 1000 Mk. zu erhöhen. Außerdem wurden noch für
das ſtädtiſche Krüppelheim 300 Mk. aus Mitteln der Spar-
kaſſenüberſchüſſe bereitgeſtellt. Vom 2. bis 3. Vktobar d. J
wird in Falle der Deutſche Fröbelverband tagen. Das hieſige
Ortskomitee bat um einen Empfang des Kongreſſes durch die

a Der Eindringling. er
Roman von Blases Jbanez.

Ins Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Wenn Pepe eine Geliebte hatte, was lag ihr daran? Umſo
beſſer; ihre Gleichgültigkeit war ſomit entſchuldigt. Sie werde
ſich ſicherer in ihrer Keuſchheit fühlen, ſie werde ſtärker fein
als je, ſie dürfe jetzt dem Manne, der ſie mit ſeinem Schweigen
zu bedrücken ſchien, einen Vorwurf ins Geſicht ſchleudern. Das
eben hatte ihr gefehlt. Dona Chriſtine hatte oft aus der Haut
fahren wollen darüber, daß ſie nichts jenem Manne vorwerfen
konnte, der ruhig dahinlebte, ohne ſich um die Religion zu be
kümmern und indem er den Dienern Gottes ſein Haus ver-
ſchloß.

Von jenem ſündigen Briefe hatte ſie in ihrem Gedächtnis
nur den Anfang behalten Der lautete: „Mon gros loup chéri.“
Was ſollte das ſagen? Jhre Phantaſie malte ihr etwas
Schreckliches und Groteskes zugleich aus, wie die dickwanſtigenTeufel, die ſie auf gewiſſen Stern geſehen, und inmitten ihres
Abſcheus lächelte ſie, indem ſie an die etwas lächerliche Rolle
ihres Mannes dachte, der mit ſeinem ehrwürdigen Patriarchen-
bart auf den Knieen lag vor einer jener Dirnen, die die
Männer zum beſten haben und ſie auffreſſen.

m Grunde regte ſie ſich über jene Entdeckung nicht weiter
auf, aber auf jeden Fall wollte ſie ſie dem Pater Pauli mit-
teilen, damit dieſer ihr mit guten Ratſchlägen beiſtehe. Sie
wollte außerdem auch mit ihm über ihre Tochter ſprechen und
ihn bitten, letzterer gehörig die Leviten zu leſen. Die befand
ſich in einem kritiſchen Alter, in dem junge Mädchen leicht auf
Brillen und „Dummheiten“ verfallen, uwd Dona Chriſtine,
ſeitdem ſie Pepita im Garten im Geſpräch mit dem Ingenieur

e r etwas h e 273 uei r ung im Zimmer des Mä angin der rtung, verſteckte Briefe dort zu finden. Sie hatte
zwar nichts Verdächtiges entdeckt, aber ſie ahnte, daß etwas

richtig war. Vielleicht beſaß die Amme Nicanora die
Liebesbriefe in Verwahrung, denn die Alte war von jeher zu
gefällig Pepita gegenüber.

Dosa Chriſtine betrat den Beichtſtuhl und kniete nieder, ſo
bald ihre g. aus demſelben entlaſſen worden. Pepita
ſah hinter dem Gitter einen Schatten, welcher murmelte:

Ei, Chriſtiwel h Tochter em Umſtand iſt dieſer
i zu verPepita hörte weiter nichts. Jhre Mutter drückte den Kopf

egen das Gitter, und die Stimmen des Beichtvaters und desSaSininde vermiſchten ſich zu einem unverſtändlichen Ge
Mädchen kniete, mit dem Geſäß auf die

t, und las gedankenlos in ihrem
Das junge

end es
erzählen ochte.

murmel.

Von Zeit zu Zeit drang ein vereinzeltes Wort der Beichte zu
ihr herüber.

Pepita verſtand, daß ihre Mutter von einem Brief ſprach,
der ſie in hohem Grade intereſſieren mußte, denn immer
wieder kam ſie auf ihn zurück. Das Mädchen bekam eine ge-
hörige Angſt bei dem Gedanken an die Briefe Sanabres, die es
in einem Winkel der Villa verſteckt hielt. Aber Dona Chriſtine
erhob die Stimme ein wenig, als koſte es ſie eine große Ueber
windung, etwas Peinliches zu ſagen, indem ſie bei jeder Silbe
inne hielt, und ihre Tochter vernahm die Worte: „Mon
gros loup chöri.“

Ha, das ging ſie nicht an! Pepita atmete erleichtert auf.
Aber was mochte das wohl bedeuten? Um welchen Wolf han-
delte es ſich, den ihre Mutter auf Fran öſiſch vor dem guten
Pater erwähnte? Und Pepita biß ſich auf die Lippen, um nicht
aufzulachen, ohne eigentlich zu wiſſen, was ihr in jenem Satz,
den ſie nie in ihren franzöſiſchen Uebungsbüchern angetroffen,
ſo komiſch vorkam.

Darauf hörte ſie nichts mehr. Der Beichtvater ſprach, und
ſeine Stimme, näſelnd und dumpf eintönig, war durchaus un-
verſtändlich. Der gute Pater war augenſcheinlich daran, die
Mutter tüchtig auszuſchelten, denn dieſe war ſichtlich zuſammen-
eknickt. Von neuem tönte die Stimme Doa Chriſtinens zuPKepita herüber:

Jawohl, ehrwürdiger Vater, ich bin ſchuld daran. Aber es
iſt eine ſo harte Sklavereil Jch bin nicht dazu geboren. Sie
wiſſen, daß mein Beruf ein anderer war. Aber die Jugend
täuſcht ſich immer und ich war damals ſo jung

Sie ſchwieg, und wieder ſetzte das unverſtändliche, ſcheltende
Geflüſter des Geiſtlichen ein.

Glauben Sie, ehrwürdiger Vater, murmelte von neuem
Dona Chriſtine, daß ich nichts getan habe, um ihn wieder auf
den guten Weg zu führen? Der ſchönſte Tag meines Lebens
wäre der, an dem ich ihn im Verein mit den Guten ſehen
würde, mit ſeinem Vermögen der Sache Gottes helfend und ſich
Rats erholend bei weiſen Männern, wie bei Jhnen Aber,
ehrwürdiger Vater, Sie kennen ihn nicht; er iſt durchaus un-

r immer hat er mir Furcht und Reſpekt eingeflößt.J wiederhole es: ich bin nicht dazu geboren, mir b die
Männer zuwider.

Von neuem vernahm Pepita das näſelnde Gemurmel des
Beichtvaters, gebieteriſcher als vorder, als erteile er einen Be
fehl, und Dona Chriſtine duckte ſich vor dem Gitter, bereit, zu
C aber vernichtet durch die Größe des ihr auferlegten

ers.Jch werde es tun, ehrwürdiger Vater, ich werde es tun. O,
wenn Sie wüßten, wie ich mich davor ekele! Ach, wie ruhig
war mein Leben! Aber ich werde gehorchen, da es ſo ſein
muß. Sie haben recht. ich hätte es mir überlegen müſſen, ehe
ich mich zur Ehe entſchloß. Es ſind Opfer, die Gott zur Er-
haltung der Welt fordert, Bedürfniſſe des niederen Stoffes
Jch werde gehorchen, Vater, aber welche Ueberwindung koſtet

nahm einen fragenden Ton an.
was wohl die Mutter dem mich das, mein Gott, wie das ekeltler mere
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Jawohl, ehrwürdiger Vater, ich werde mich ändern. Jch
werde von neuem wie früher meinem irdiſchen Aeußeren
größere Aufmerkſamkeit ſchenken. Jch hoffe, daß der Himmel
mir dieſes Opfer lohnen wird. Jch werde die weltlichen Ver
m 1 nachahmen, um Gott zu dienen.

as Gemurmel des Beichtvaters dauerte wieder lang, als ob
er eingehende Ratſchläge erteile. Von Zeit zu St unterbrach
ihn Dona Chriſtine mit unterwürfigen, kurzen Sätzen.

So werde ich es tun, ehrwürdiger Vater.
Neues Geflüſter.
Jch habe dieſe Dinge bereits vergeſſen, aber ich werde mich

bemühen, mich meiner leichtfertigen Jahre zu erinnern.
Wiederum Geflüſter.
Sie wollen, daß es noch heute geſchehe? Nachdem ich unfern

Herrn empfangen Wohlan, wenn Sie es befehlen.
wird ein neues Opfer ſein.

Beichtvater und Beichtkind ſchwiegen einige Augenblicke.
Dona Chriſtitte wandte ſich um, als ob ſie ausruhen wollte, ehe
ſie den zweiten Teil ihrer Beichte begänne, und als ſie
ſo nahe und in ihr Gebetbuch verſunken ſah, drückte ſie ſich
noch enger an das Gitter. Das Mädchen hörte nur noch ein
leiſes Liſpeln, ohne auch nur ein Wort auffangen zu können.
Als die Mutter ihre Beichte beendigt hatte, begab ſie ſich in den
Mittelpunkt der Kirche, wo ſie niederkniete, und Pepita nahm
ihre Stelle im Beichtſtuhl ein. Sie. brauchte nur wenig zu
warten. Der Beichtvater fertigte in einem Nu die auf der

Seite Beichtende ab und öffnete das Gitter auf Pepitas
Seite.

Ha, biſt Du da, Tauſendſaſſa! ſagte er freundlich. Wie
ſteht's mit der Gewiſſenserforſchung? Jetzt heißt es große
Wäſche in der Seele zu machen und mit allen Sünden heraus
zurücken. Du weißt es, Pater Pauli iſt nur da, um die braven
und unterwürfigen Mädchen loszuſprechen.

Und während Pepita mit der Regelmäßigkeit eines Auto-
maten die üblichen Sünden herſagte, Kaffeeklatſch, Lügen ohne
jede Bedeutung, Abſichten, die Freundinnen zu ärgern und
demütigen, Ungehorſam der Mutter gegenüber, beſah ſie ſich
durch das Gitter den berühmten Jeſuiten, ſein faltenloſes Ge
ſicht, ſeine Adlernaſe, ſein ſüßes, beinahe liebkoſendes Lächeln,
das ihr aber eine gewiſſe Furcht einjagte, als ſei es eine un
widerſtehliche Zange, die alle Wahrheiten herauszog, wie tief
verſteckt ſie auch waren.

Gut, und was weiter? ſagte der Jeſuit, als ſie inne hielt und
die Aufzählung der Sünden für beendigt hielt.

Nichts weiter, ehrwürdiger Vater, wenigſtens kann ich mich
weiter nichts erinnern.

Meine Tochter, ſuche gründlich in Deinem Gewiſſen. Hat
ſich in Deinem Leben, ſeitdem wir uns das letzte Mal geſehen,
nichts Neues ereignet? Denke einmal nach. Du weißt, daß bei
dem Pater Pauli Täuſchungen nicht möglich ſind; es kommt oft
ein Vöglein zu mir gepflogen, das mir alles erzählt, was dieungen Mädchen treiben, ſo daß ich immer weiß, wann ſie dige

rheit ſagen und wann ſie lügen.
Tortſehung ſolgt]



Eradt gebeten.
im Stadthaus und Stadtverordnetenſitzungs ſagte.

Es wurde beſchloſſen, in Anbetracht des Anſehens des Deut
Fröbelverbandes und ſeines Wirtens für die Jugend

hung, ſowie der Bedeutung der hier ſtattfindenden
Tagung, dem Geſuche ſtattzugeben und zur Veſtreitung der
Koſten einen Beitrag von Mk. zu bewilligen. Auf Magi-

santrag wurden, wie im Vorjahre, dem SchrebervereinHableSüd Mt. bewilligt, wenn ſt der Verein verpflichtet
vierzig von den Rektoren der Hutten, Johannes und Wein
gärten ſchule ausgewählten Kinder in ſeine Milchkolonie ohne

ezahlung aufzunehmen. Es wurde dem zugeſtimmt, daß
der Mietvertrag mit der Firma Steinbrecher u. Jasper über
den im Erdgeſchoß des Rathauſes belegenen Laden an der Ecke
des Marktes und der Leipziger Straße nebſt Ladenſtube unter
den r s t auf weitere ſechs Jahre ver-längert wird mit der Maßgabe, daß der jährliche Mietzins vom
1. April 1615 ab auf 4100 Mk. und vom 1. April 1918 auf 4200
R hl rird. Bisher wurde eine Jahresmiete von 4000

gezahlt.
Ueber eine Petition von Anwohnern der RichardWagner

Straße, den neuen Giebichenſteiner Friedhof nicht wieder zu
belegen, wurde zur Tagesordnung übergegangen.

J der geſchloſſenen Sitzung beſchäftigte ſich das
Kollegium in erſter Linie mit dem aus der öffentlichen in die
geſchloſſene Sitzung verlegten Tagesordnungspunkt Ver
mehrung der Magiſtratsmitglieder. Hierzu be-
t te der Magiſtrat, das zu erlaſſende Ortsſtatut wie folgt
zu faſſen:

S 1. Die Zahl der dem Magiſtrat in Halle angehörenden
Mitglieder wird vom 1. Oktober 1913 ab durch Errichtung je
einer weiteren Stelle für einen rechtskundigen beſoldeten
und einen unbeſoldeten Stadtrat von 19 auf 21 erhöht.

Der Magiſtrat beſteht hiernach aus 10 beſoldeten Mit-
gliedern (ein ſchließlich des erſten und zweiten Bürger-
meiſters) und 11 unbeſoldeten Mitgliedern.

S 2. Mit dem 1. Oktober 1913 tritt das denſelben Gegen-
ſtand betreffende Ortsſtatut vom 12. Juli 1904 außer Kraft.

Die Begründung dieſer Vorlage ſeitens des Magiſtrats
lautet wie ſolgt: Der Magiſtrat beſteht ſeit 1. Oktober 1904
aus 9 beſoldeten und 10 unbeſoldeten Mitgliedern. Die erſteren

ſind die beiden Bürgermeiſter, 2 Bauräte, 1 Schulrat und 4
juriſtiſch vorgebildete Stadträte. Die Zahl der zuletzt ge-
nannten Mitglieder hat im Jahre 1893 die Erhöhung auf 4 er-
fahren. Damals hatte die Stadt Halle rund 110 000 Ein-
wohner; gegenwärtig ha ſie mehr als 190 000. Der Stadt-
haushaltsplon umfaßte 1893 noch nicht vier Millionen Mark,
jetzt hat er 13 Millionen Mark überſchritten. Es bedarf keiner
Erörterung, daß gerade in den 20 Jahren ſeit 1893 die Auf-
gaben der Stadtverwaltung an Zahl wie an Bedeutung außer-
ordentlich gewachſen ſind. Dieſe Zunahme bedingte ſchon im

Jahre 1904 auf dem Gebiete der Bauverwaltung die Errich
tung einer zweiten Stadtbauratſtelle und neuerdings die

ffung einer Stelle für einen Stadtbauinſpektor im Hoch-
bauamte. Auch in der Schulverwaltung hatten die Geſchäfte
des Dezernenten einen Umfang angenommen, daß vor wenigJahren die Errichtung einer zweiten Stadtſchulratsſtelle oder
der Stelle eines Stadtſchulinſpektors erwogen werden mußte.
Veides ließ ſich noch dadurch vermeiden, daß ein Teil der
Schulverwaltungsſachen einem juriſtiſchen Magiſtratsmitglied
übertragen wurde. Jn gleicher Weiſe aber wie auf dieſen
techniſchen Gebieten haben ſich die Aufgaben in denjenigen
Verwaltungszweigen vermehrt, welchen die juriſtiſchen Magi-
ſtratsmitglieder vorſtehen.

Auf Grund dieſer und einiger anderer angeführter Tat-
ſachen und Erwägungen hält der Magiſtrat die Errichtung
einer weiteren Stelle für einen juriſtiſchen Stadtrat jetzt für
unerläßlich. Um das bisherige Zahlenverhältnis zwiſchen be-
ſoldeten und unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern beizubehal-
ten, wird auch eine neue Stelle für ein unbeſoldetes Magi-
ſtratsmitglied zu errichten ſein.

Daß dieſe Angelegenheit nun in der geſchloſſenen Sitzung
verhandelt wurde, geſchah aus den einfachen Erwägungen her
aus, bei dieſer Gelegenheit mal die internen perſönlichen
Verhältniſſe innerhalb des Magiſtratskör-pers einer Beſprechung zu unterziehen und ferner ganz be
ſonders die Leiſtungsfähigkeit eines erſt vor Jahres-
friſt angeſtellten und gegenwärtig in der Sommerfriſche wei-
lenden juriſtiſchen Magiſtratsmitgliedes zu kritiſieren. Das
geſchah denn auch im reichlichen Maße, ſo daß ſehr grobe
Worte und der Ruf „ein zweiter Fall Zacharige“ zu hören
waren. Andererſeits wurde leider aber auch betont, daß nach
Lage der Sache und auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen
ein diſziplinariſches Einſchreiten oder eine Penſionierung nicht
angängig ſei. Ferner wurde erörtert, daß es Zeit ſei, in den
Magiſtratskörper ein maſchinenbautechniſches Mitglied zu
wählen, ſowie an Stelle des alten 74jährigen Bürgermeiſters
bald eine jüngere Kraft zu wiſſen. Nach reichlicher Diskufſion,in der u. ga, auf eine heſtelte Anfrage hin noch bejaht wurde,

daß eventuell ein Magiſtratsaſſeſſor, entlaſſen werden ſoll,
wurde die Vermehrung des Magiſtrats um zwei Mitglieder
beſchloſſen. Hierauf erfolgte die Wiederwahl des
SchiedsmannsStellvertreters Kaufmann Otto Schumann
r den 85. Schiedsmannsbezirk. Jn den Ausſchuß für die

uswahl der Schöffen und Geſchworenen für das Jahr 1914
wurden gewählt: Stadtrat Klopfleiſch und die Stadtver-
ordneten Döhler, Kühme, Spindlker und als Stell
vertreter die Stadtverordneten Daniel und Reiling.
Penſiontert wurde der in weiteren Kreiſen bekannte Kriminal-
inſpektor Büglerz; ſeine Penſion beträgt 3825 Mark. Zum
Armenpfleger für den 8. Bezirk wurde Rentier Selter,
Steinweg 30, beſtimmt. Zum Schluß ſtimmte die Verſamm-r nes der Anſtellung des Steuererhebers Neu wirt aus

enrode zu.

Das Singen und Spielen aufreizender Lieder.
Das Gewerkſchaftskartell hatte bei der Polizeibehörde das Geſuch

eingereicht, zum Gewerkfſchaftsfeſt am Sonntag, den 6. Juli, einen
Lampionumzug für Kinder zu geſtatten. Der Zug ſoll ſich durch
die Burgſtraße, Gartenſtraße, den Advokatenweg, die Gr. Goſen-
ſtraße und auf dem Schleifweg nach dem Volkspark zurück bewegen.
Der Vmctzug iſt jetzt geſtattet worden, aber u. a. unter der Be
dingung, daß an dem Umzug nur die zur Aufſicht der Kinder
unbedingt nötigen Erwachſenen teilnehmen. „Das Singen und
Spielen aufreizender Lieder während des Umzuges iſt nicht ge
ſtatket.“

Dieſe Vorſicht! Die Polizei iſt doch ſehr fürſorglich. Wie
leicht könnte durch das „Spielen aufreizender Lieder“ ein Un
glück geſchehen oder der heilige preußiſche Dreiklaſſenſtaat ins
Wackeln geraten.

Kinder Ausſing!
Morgen, Mittwoch, findet wiederum ein Kinder Ausflug nach

der Dölauer Heide ſtatt. Treffpunkt iſt für den Norden um
3 Uhr im Volkspark, für den Süden am Ranniſchen Platz. Um
rege Beteiligung wird erſucht.

Vertragsdifferenzen im Steinſetzgewerbe.
Zu den Differenzen mit der Firma May wird berichtet daß

die Subunternehmer Fiedler und Genoſſen immer noch tüchtig
beim .Ernten ſind. Gegenwärtig bauen ſie in der Ludwig
Canſtein und Flottwellſtraße Kabel zu, was uns Veranlaſſung
gibt zu folgender Betrachtung: Die Freunde Mays bekommen
laut Vertrag 65 Pfg. pro Quadratmeter gepflaſterten Moſaik.
Ein Halleſcher Steinſetzer iſt in der Lage, bei normaler Arbeits
zeit in einem Tage 10 Quadratmeter Moſaik herzuſtellen. Das
wie h dem Nahſchen Tarſf einem Tagesverdienßt

Gedagt wird hierbei an einen Empfangsabend

Der 1. Bezirk r t e Mittwoch de
25. i im e der Frauvor l e h ab. S e

6,50 Mk. entſprechen. Wo bleiben da die 20 bis W Mk. die
Fiedler ſeinen Kumpanen in den Werbebriefen verſprochen hat?
Die Leiſtungen müſſen alſo höhere ſein; um das aber zu er
reichen, wird im Akkord, unter Ausbeutung der Lehrlinge, aufs
äußerſte gearbeitet. Das ſo gewaltſam „zuſammengehauene“
Pflaſter wird zum Schaden der auctraggebenden Stadt meiſt
nur einmal gerammt. Jeder kann ſich deshalb einen Begriff
machen, wie das Pflaſter gegenüber dem zwei- bis dreimal ge
rammten Pflaſter ausſieht. Doch darüber haben nicht die
Steinſetzer zu entſcheiden, ſondern der Stadthaurat
Lammers.

Dem nach Fiedlers Meinung „ſchwabbelligen“ Unternehmer
ſeg ſich bisher keine weiteren Steinſetzer zur Verfügung ge

ellt.
Steinſetzer! Die durch das geſtrige Jnſerat angekündigte

Verſammlung findet Umſtände halber erſt Donnerstag
abend ſtatt.

Verband der Steinſetzer, Gau Halle.

Bezirksſängerfeſt des Arbeiter Sängerbundes am 12. und
13. Juli. Auf unſere Bitte, die Halleſche Arbeiterſchaft möge den
von auswärts kommenden Sangesbrüdern Freiquartiere zur
Verfügung ſtellen, ſind bisher leider recht wenig Meldungen ein
gegangen. Wir bitten die Genoſſen daher dringend den uns
beſuchenden Genoſſen Gaſtfreundſchaft zu gewähren und ihre
Adreſſen an Oswald Kloß, Richard Wagnerſtraße 24III,
gelangen zu laſſen. Nebenbei möchten wir bemerken, daß das
kleine Eilenburg anläßlich des Jugendtages etwa 1100 Freiquartiere
ur Verfügung ſtellte, womit die dortigen Genoſſen gezeigt haben,
daß ſie Solidarität zu halten verſtehen. Möchten ſich die Halle
ſchen Genoſſen an dem Verhalten der Eilenburger ein nachahmenswertes Beiſpiel nehmen und nunmehr ihre Ädreſſen an Oben-

genannten einſenden. Die Quartierkommiſſion.
Die Hausangeſtellten (Dienſtboten, Köchinnen, Reinemach-,

Aufwarte und Waſchfrauen) halten morgen Mittwoch, den25. Juni, abends 9 Uhr, in Wilsdorfs Weſeliſchaſtshanb Karl

ſtraße 14, eine allgemeine Zuſammenkunft ab. Frau
Bach aus Weißenfels hält einen Vortrag über: Die Koſtgeld-
frage und ihre Bedeutung für die Hausangeſtellten. Es wird
erwartet r r an der Verſammlung teil-
nehmen, um ſich über ihre Rechte aufzuklären. Aus Unkenntnis
mancher geſetzlichen Beſtimmungen erleiden die Dienſtboten oft
Nachteile. Eltern und Bekannte von Dienſtboten werden gebeten,
letztere auf die Veranſtaltung hinzuweiſen.

Wegen des ſchroffen Verhaltens der S u
bitten uns Jntereſſenten um Veröffentlichung folgender
Zeilen: Auf dem hieſigen Schlacht und Viehhofe ſcheinen recht
eigenartige t unter den dort angeſtellten Beamten
zu herrſchen. Die Verhältniſſe, die dort Platz gegriffen haben,
ſind leider bisher immer noch von den Beteiligten ſo ruhig
hingenommen worden, obwohl ſie an die Oeffentlichkeit ge-
hörten. Es ſcheint ſo, als ob der größte Teil der Beamten
ſchaft die Ueberzeugung hat, das ſeinem Geſchäfte nachgehende
Publikum ſei „für ſie“ da, und nicht umgekehrt. Jn Unter-
offiziersart wickelt ſich der Verkehr der Beamten mit dem
Publikum und auch mit den beſchäftigten Arbeitern ab. Ein
ganz beſonders die Verhältniſſe kennzeichnender eigenartiger
Fall paſſierte dieſer Tage einem Angeſtellten einer ſeit Jahren
auf dem Schlachthofe tätigen Firma. Der Angeſtellte hatte
leider einmal „vergeſſen“, den oberſten der Beamtenſchaft, den
„Herrn Direktor“ zu grüßen, aus welchen Gründen iſt uns
unbekannt und darauf kommt es ja auch durchaus nicht an.
Jetzt geſchah das Unglaubliche, der Herr Direktor ſtellte den
„nicht grüßenden“ jungen Mann zur Rede und drohte ihm,
wenn er ſeiner Anordnung, vor ihm den Hut zu ziehen, nicht
Folge leiſtete, mit dem Verweis von (wörtlich ſei es wieder-
holt) „von unſerm Etabliſſement“. Machſt du alſo keine
Ehrenbezeugung vor einem Mann, der dich abſolut nichts an
geyt, der nicht einmal dein Vorgeſetzter iſt, dann verweiſt er
ich einfach aus ſeinem Machtbereich, in das er aber ſelbſt nur

als „Angeſtellter“ hineingeſetzt iſt. Wird die Stadtverwaltung
mit ſolchen Grundſätzen einverſtanden ſein.

Dem Verkehrsverein Halle iſt von der Deutſchen Luft
ſchiffahrts- Aktiengeſellſchaft folgender Brief, den er uns mit
der Bitte um Veröffentlichung überſendet, zugegangen: Wir
bedauern ſehr, daß es uns nicht möglich war, unſeren Flug,
wie wir vorgeſehen hatten, über Halle zu nehmen. Wir wur-
den zu der Fahrt von Potsdam nach Berlin durch einen plötz-
lich aufkommenden friſchen Wind ein wenig zurückgehal-
ten, und es wäre uns nicht möglich geweſen, rechtzeitig zur
beſtimmten Stunde nach Leipzig zu kommen, wenn wir den
Umweg über Halle gemacht hätten. Jm übrigen wird dasLuftſchiff in nächſter Zeit häufiger über Halle er-
ſcheinen und damit eine 4rwie Entſchädigung bringen.
Hochachtungsvoll Deutſchen LuftſchiffahrtsAktiengeſellſchaft.

Statutenänderung der Gemeinſchaftlichen Ortskrankenkafſe.
Jn vorliegender Nummer wird ein Nachtrag der Gemeinſchaft
lichen Ortskrankenkaſſe n Die Paragraphen 13, 14
Abſatz 3 und 4, 20 und 30 ſind kleinen Abänderungen unterzogen.
Jm Paragraphen 30 wird die wöchentliche Beitragsleiſtung feſt
geſetzt. Das veränderte Statut tritt mit dem 1. Juli in Kraft.

Verhbandsmarken verloren. Am Montag nachmittag hat der
Kaſſierer der hieſigen Zahlſtelle der Tabakarbeiter, Genoſſe Lorenz,
in der Ranniſchen Straße zwei Blocks Verbandsmarken verloren.
Es ſind Beitragsmarken für 35 und 45 Pfennig. Die Blocks ſind
auf dem Umſchlag mit dem Aufdruck „Marke Jdeal“ verſehen und
ſind hergeſtellt in der Verlagsanſtalt des Zentralverbandes Deut
ſcher Konſumvereine in Hamburg. Der Finder wird dringend
gebeten, die Marken beim Genoſſen R. Lorenz, Taubenſtraße,
abzugeben.

Ueberfahren. Heute morgen wurde in der Merſeburger
Straße eine Frau beim Ueberſchreiten des Fahrdammes von
einem Automobil erfaßt und überfahren. Der Chauffeur fuhr,
ohne ſich um die Verletzte zu kümmern, eiligſt davon. Die Ver
letzte wurde, da ihr das rechte Bein ſtark angeſchwollen war,
in einer Droſchke zum Arzt gefahren.

Tod auf der Straße. Der auf einer Geſchäftsreiſe befind
liche Reiſende Wubitz aus Berlin erlitt heute morgen in der
Königſtraße einen Schlaganfall. Er war ſofort tot. Die Leiche
wurde nach ſeiner Heimat überführt.

Die Saale feige Die Saale iſt geſtern infolge wolken-
bruchartiger Niederſchläge in der Unſtrutgegend hier dermaßen
geſtiegen, daß ſie an der Peißnitz an einigen Stellen aus den
Ufern getreten iſt.

Vom Tode des Ertrinkens gerettet. Geſtern nachmittag
iel ein ſiebenjähriger Schulknabe beim Spielen auf derWärfeiwieſe in die Saale. Von einem Schiffer wurde er

wieder ans Land gebracht. Der Kaabe lief ſofort davon.
Von der Straße. Ede Geiſt- und Hermannſtraße wurde

von einem hieſigen Geſchirr eine Gaslaterne umgefahren.
An der Ecke Leipziger aße und Neue Promenade entſtand
eſtern nachmittag etwa 130 Meter tiefe Pflaſterſah Juni 7 bis 8 MDiebſtähle. Geſtohlen wurden: am 20. Juni 7 bis 8 Meter

grünkarierter Möbetplüfch, 1,80 Meter breit; ein Herrenfahr
rad, Marke Neptun, ſchwarzer Rahmen, gelbe Felgen, nach
unten gebogene Lenkſtange, Schutzbleche; ein Herrenfahrrad,
Marke Phänomen, ſchwarze Rahmen, nach oben gebogene
Lenkſtange mit abnehmbarem Geſtell, brauner Sattel undSaiteuaſche.

Ammendorf-Beeſen. Sozialdemokra.iſ cher Verein.
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nklonäve, ſowie der Bericht des rksführers dereenpgrna ſteht, iſt ein n er Prfel der viere

Oſendorf. Gemeindevertreter- Sitzung. Der erſtegannit der Tagesordnung wurde in geſchloſſener Si ung ver-

andelt. Unſere Vertreter nahmen daran nicht teil, da es ſich
um ein Geſchenk für den ſcheidenden mee han
delte. Darauf wurden zwei Armenſachen erledigt. Die Ver
handlung über den Waſſeranſchluß des Neubaues Ochſe, ſowie
die Einführung einer beſonderen Wehreſtarer wurde vertagt
bis zur nächſten Sitzung. Die Feuerwehr ſoll angewieſen wer
den, ihre Proben möglichſt dann zu machen, wenn die Hydran
ten entwäſſert werden müſſen. Auch wird darauf rageree
daß ſich kein Unberufener an den Hydranten zu vergreifen

Aus der Provinz.
Kreistag für den Sozialdemokratiſchen Verein

Delitzſch- Bitterfeld.
Am letzten Sonntag hielten die Genoſſen des DelitzſchBitter

felder Wahlkreiſes ihren diesjährigen Kreistag im Lindenhof
z Delitzſch ab. Nach Vortrag eines ſtimmungsvollen Kampf
iedes des Arbeitergeſangvereins Vorwärts eröffnete Genoſſe

da re dt- Eilenburg den Kreistag und gab anſchließend
daran ſeinen Jahresbericht als Vorſitzender.

Aus ſeinen Ausführungen war zu entnehmen, daß es im
Laufe des Berichtsjahres nicht ſo vorwärts gegangen iſt, wie
man im Hinblick auf die allgemeine politiſche Lage erwarten
durfte. Trotzdem es gelang, in einigen Orten ganz erfreu-
liche Fortſchritte zu verzeichnen, waren dieſe doch nicht ſo groß,
daß ſie die Verluſte in den übrigen Orten aufwogen. Die Mit
gliederzahl betrug am 1. April 3082. So wie die e
zahl, ſtagnierte auch leider die Zahl der Abonnenten der artei
preſſe, die rund 4000 betrug. Als beſonders erfreuli Er
ſcheinung iſt zu verzeichnen, daß es gelungen iſt, reges Leben
in die Bewegung der Jugend hinein zu tragen. Die Arbeiter
jugend wird im Wahlkreiſe in 660 Exemplaren geleſen Ebenſo
iſt es gelungen, in der Gewerkſchaftsbewegung einen anſehn-
lichen Erfolg zu erzielen. Die Zunahme beträgt rund 800 Mit-
glieder. Auch auf dem Gebiete der Bildungsbeſtrebungen ſind
Fortſchritte zu verzeichnen. Die angeſetzten Veranſtaltungen
hatten ſich eines guten Beſuches zu erfreuen. Anſchließend an
dem Bericht des Vorſitzenden wurde der Kaſſenbericht
entgegengenommen, der trotz der großen Anforderungen, die
an die Kaſſe geſtellt wurden, einen erfreulichen Stand aufwies.
Während die Einnahme 8100,63 Mk. betrug, erreichte die Aus
gabe nur eine Höhe von 6039,70 Mk., ſo daß ein Vermögens-
beſtand von 2060,93 Mk. zu verzeichnen iſt.
An beide Verichte ſchließt ſich eine ſehr lebhafte Disku ſ
ſion, in der hauptſächlich gewünſcht wurde, daß in Zukunft
wieder mehr für die Gewinnung neuer Mitglieder getan
werden müſſe. Eine beſondere Aufgabe müſſe es ſein, die
Abonnentenzahl der Parteipreſſe ſo zu ſteigern, daß ſie im rich
tigen Verhältnis Zur Zahl der ſozialdemokratiſchen Reichstags
wähler ſteht. Auch die Organiſierung der vproletariſchen
Frauen ſolle mit aller Energie durchgeführt werden. Vor
allem ſind es die jugendlichen Arbeiterinnen, die wir, weil ſie
die Mütter der zukünftigen Generation ſind, für den Gedanken
des Sozialismus und für uns gewinnen müſſen. Von einigen
Redner wurde gewünſcht, daß der Zentralvorſtand mehr für
die Beſchickung der Verſammlungen mit tüchtigen Rednern be
ſorgt ſein müſſe. Die beantragte Entlaſtung des Kaſſierers
wurde ausgeſprochen. Bei der nun folgenden Vorſtandswahl
wurde der Genoſſe Burkhardt als erſter Vorſitzender und
Genoſſe Klingner als Kaſſierer wiedergewählt.

Von beſonderem Intereſſe ſein und zum Nachdenken ver-
anlaſſen dürfte die vom Genoſſen Raute aufgeſtellte Stati-
ſtik über das Verhältnis der Reichstagswähler zu den politiſch
Organiſierten ſein. Es waren Reichstagswähler politiſch
organiſiert in: Radefeld 100 Prozent, Gleſien 100 Prozent,
Eilenburg 74 Proz., Günthritz 70 Proz., Brehna, Landsberg
und Kroſtitz je 50 Proz., Düben 32 Proz., Delitzſch 28 Proz.,
Roitzſch 25 Proz., Ramſin 20 Proz., Bitterfeld und Greppin je
18 Proz., Gräfenhainichen 16 Proz., Wolfen 10 Proz., Sanders
dorf 9 Proz. und Zörbig 6 Proz. Dieſe Statjſtik zeigt mit aller
Deutlichkeit, wo die Genoſſen mit der Agitation einſetzen
müſſen. Wird hier mit aller Pflichterfüllung daran gearbeitet,
das Verhältnis deſſer zu geſtalten, dann dürften Klagen über
ſchlechte Fortentwicklung der Parteibewegung, wie ſie auf den
diesmaligen Kreistag zur Sprache kamen, in Zukunft ver-
ſtummen. Von der Leitung wurde dem Kreistag die be-
dauerliche Nachricht gegeben, daß der Tod uns unſern Genoſſen
Abg. Kaden' entriſſen hat. Die Delegierten ehrten das An
re des verſtorbenen Genoſſen durch Erheben von ihren

ätzen.
Ueber die Preſſe referierte Genoſſe Herzig- Halle ein

ehend. Ganz beſonders bedauerlich iſt es, ſo bemerkte der
edner, daß dem Volksblatt noch nicht die genügende agita-

toriſche Unkerſtützung zuteil wird. Um den Abonnentenſtand
des Volksblattes immer mehr zu heben, wurden zwei Reſo-
lutionen vorgeſchlagen, die beſagen, daß die Genoſſen zum
Abonnement des Halleſchen Volksblattes übergehen ſollen.

Die Reſolutionen lauten:
„Der am 22. Juni in Delitzſch ſtattfindende Kreistag für

den Wahlkreis Delitz ſch- Bitterfeld nimmt Kennt-
nis davon, d die Abonnentenzahl des Haleſchen Volks
blattes, dem offigiellen Parteiorgan für den Wahlkreis, ſich
zurzeit in einem ungenügenden erhältnis zur Zahl der im
Kreiſe vorhandenen gewerkſchaftlich und politi organi-
ſierten Genoſſen befindet.

Insbeſondere nimmt der Freistas davon Kenntnis, daß im
manchen Orten die Abonnentenzahl auf die Leipziger Volks
eitung und das Anhalter Vollsblatt die Zahl der Volksblatt
bonnenten weſentlich überwiegt. 4
Wenngleich nahe liegende Gründe dafür vorhanden ſind,

ſo erkennt der Kreistag doch an, daß die lestgenannten
Parteiblätter, weil ſie in anderen Bundesſtaaten mit anders
gearteten politiſchen Vorgängen erſcheinen, die Agitation im
Kreiſe nicht ſo betreiben können, wie das vom Halleſchen
Volksblatt geſchehen muß.

Da die bisher angeführten Gründe für die mangelhafte
Verbreitung des Volksblattes in den betreffenden Orten
u ſpätes Erſcheinen in einigen Orten vom Verlage befeitigt ſind, ſogar unter Aufbringung großer Opfer, ſo ver

pflichtet der Kreistag die politiſch und gewertſchaftlich organi-
fierten Genoſſen des Wahlkreiſes, ſich in erſter Linie die
Verbreitung des Halleſchen Volksblattes angelegen ſein zu
laſſen.
Jeder politiſch organiſierte Partei-

genoſſe iſt verpflichtet, das Volksblatt gu
abonnieren.“Die weitere Reſolution, die mehr geſchäftlicher Art

„Da das Halleſche Volksblatt ſowohl wie die Volksbuch-
en Orten

älle zu verzeichnen waren, wo t fte durch
die Expedienten geſchädigt wurden, ſo erklärt die z

n es der 7 eörtlichen tei imngegnungsmäßigen Abrechnung der Expedienten
dem Verlag zu überzeugen. iſt hierzuwie zur Betreibung der Agitation und Berichterſtat die
Einſetzung von Zeitungskommiſſionen. iter
erklärt der Kreistag es als Pflicht aller Abonnen-
ten, den Expedienten ein pünktliches Abrechnen nach
lichkeit zu erleichtern. Das Abonnementsgeld iſt im
voraus zu entrichten und ſind



verpflichtet, unpünktliche Abrechnungen den Kreisleitungen
zu melden.“

Beide Reſolutionen wurden nach längerer ſachlicher Aus
ſprache einſtimmig angenommen.

Gegen die redaktionelle Führung der Zeitung wurden Be
ſchwerden in der Diskuſſion nicht laut. Hingegen wurde von
Wolfen darüber Beſchwerde geführt, daß das Volksblatt und
die Zeitſchriften zu ſpät zugeſtellt wurden. Jn das Preß-komitee wurde Genoſſe eher Vitterſeld wiedergewählt.
Eine lebhafte Diskuſſion löſte der Fall KrippendorfGräfen
hainichen aus. Genoſſe Krippendorf iſt infolge ſeiner Tätig-
keit als Expedient des Volksblattes gemaßregelt worden. Um
zu verſuchen, den Genoſſen auch fernerhin für Gräfenhainichen
zu erhalten, überwies der Kreistag die Angelegenheit zur
weiteren Behandlung dem Kreisvorſtand in Verbindung mit
dem Verlag des Volksblattes.

Zu dem am 5. Oktober in Halle ſtattfindenden Bezirks-
tag wurde ein Antrag angenommen, wonach die Ortsvereine
die Wahl der Delegierten zum Bezirkstag ſelbſt vorzunehmen
haben. Die Orte Brehna, Landsberg, Güntheritz, Gräfen-
hainichen und Sandersdorf ſind danach an der Reihe, ihre Dele-
gierten zu entſenden.

Ueber den Parteitag referierte ganz kurz der Genoſſe Raute,
der darauf hinwies, daß vor allem die Steuerfrage, der Jmpe-
rialismus und Militarismus zur Debatte ſtehen würden. Eine
Diskuſſion über dieſen Punkt fand nicht ſtatt. Als Delegierte
zum Parteitag wurden die Genoſſen Raute und Burkhardt ge-
wählt. Ein Antrag Eilenburg, wonach unten den jugend-
lichen Arbeitern von 18bis 21 Jahren eine größere
Propaganda für die Ziele des Sozialismus gemacht werden
ſoll, wurde nach einer treffenden Begründung des Genoſſen
Fiſſel- Eilenburg und nach einer zuſtimmenden Diskuſſion ein
ſtimmig angenommen. Zwei Anträge, die ſich mit der Frage
des Maſſenſtreiks beſchäftigten, wurden lebhaft und eingehend
diskutiert, woran ſich die Genoſſen Lamſcha-Vitterfeld,
Tele-Holzweißig, Raute, Quitzſch und Burkhardt-
Eilenburg und Koenen- Halle beteiligten. Die beiden vor-
gelegten Reſolutionen wurden ſchließlich mit Zuſtimmung der
Antragſteller zuſammengezogen und dann einſtimmig an-
genommen in folgender Faſſung:

„Der Kreistag iſt der Ueberzeugung, daß der politiſche
Maſſenſtreik eines der wichtigſten Mittel im Kampfe
gegen die preußiſche Dreiklaſſenſchmach iſt. Er verpflichtet
die Ortsvereine, daß ſie in ihren Verſammlungen den poli-
tiſchen Maſſenſtreik diskutieren und alles aufbieten, um die
Partei- und Gewerkſchaftsgenoſſen von der unumgänglichen
Notwendigkeit dieſes Kampfmittels zu überzeugen. Er er-
wartet, daß die preußiſche Landeskommiſſion Maßregeln er-
greift, um über dieſe Frage volle Aufklärung unter den
Maſſen Preußens herbeizuführen.“

Der Ortsverein Bitterfeld beantragte, des öfteren
Gemeindevertreter- Konferenzen abzuhalten. Das wurde vom
Kreistag zugeſagt. Genoſſe Tretſchock- Delitzſch wünſchte, da die
Kirche der Arbeiterſchaft überall entgegentritt, daß für den
Kirchenaustritt mehr Propaganda gemacht wird. Genoſſe
Burkhardt erwiderte, die Genoſſen ſollten durch das Volks-
blatt und Vorträge für Aufklärung ſorgen.

Sie bilden sich ein
neue Wäsche zu sehen, wenn Sie sie mit Persil ge-
waschen haben, so blendend weiss, frisch und duftig
ist sie danach geworden. Einfachste Anwendung,
billig im Gebrauch und ebsolut unschädlich

unter Garantie!
Vebere erhHuich, nie Jor, mr ün Originel- Paketen
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Damit waren die Arbeiten des Kreistages erledigt. Der
Vorſitzende fo in ternigen Worten nochmals die Leiſtungen
der Tagung zuſammen, und dann wurde mit einem begeiſtert
aufgenommenen Hoch auf die internationale, völkerbefreiende
Sozialdemokratie der Kreistag geſchloſſen.

Merſeburg. Heute früh 4 Uhr erhängte ſich hier der auf
einer Erholungsreiſe befindliche Schriftſetzer Zinne aus
Berlin. Er war einer Heilſtätte überwieſen und wollte bei
dieſer Gelegenheit ſeine Schweſter mit beſuchen. Die Ver-
anlaſſung zu dieſem Schritt ſoll ein unheilbares Leiden ſein.

Rattmannsdorf. Parteiverſammlung. Der Diſtrikt
Beuchlitz hielt am 15. Juni die diesjährige Generalverſamm-
lung ab. Nachdem Genoſſe Voigt den Jahresbericht gegeben
hatte, der von der Verſammlung gutgeheißen wurde, wurden
die Neuwahlen der Diſtriktsleitung vorgenommen. Als
Diſtriktsleiter wurde Genoſſe Voigt wiedergewählt, als Stell-
vertreter Genoſſe Fauſt; als Kaſſierer Genoſſe Nauke, als
Schriftführer Genoſſe Zeiger; als Reviſoren Genoſſe Strich und
König. Die örtliche Agitationskommiſſion wurde wieder-
gewählt, ebenſo die Lokalkommiſſion. Als Delegierte zur
Generalverſammlung nach Dürrenberg wurden die Genoſſen
Buſch und Schmohl gewählt. Von der Verſammlung wurde
ferner beſchloſſen, daß in dieſem Jahre, wie alle Jahre, ein
Parteifeſt, verbunden mit Kinderfeſt, ſtattfinden ſoll, das
Sonntag, den 17. Auguſt, abgehalten wird. Nachdem vom Vor-
ſitzenden noch einige Anregungen betreffs des Verſammlungs-
beſuchs gegeben wurden, wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Sangerhauſen. Jn Lebensgefahr geriet am Sonntag
morgen ein Schaffner des kurz vor 5 Uhr nach Halle abfahren-
den Zuges. Er wollte auf den ſchon in Fahrt befindlichen Zug
aufſpringen, verfehlte aber das Trittbrett und ſtürzte ab. Dem
Ueberfahrenwerden entging er nur mit Mühe, indem er ſich
nach dem Bahnſteig zu rollte und ſo mit einigen leichten Ver-
letzungen davonkam.

Er ſuchte die Freiheit. Jn der Nacht zum Montag
wurde von der Polizei ein Fürſorgezögling aufgegriffen, der
aus der Anſtalt Seehof (Bezirk Frankfurt a. O.) entwichen
war. Er wurde der Anſtalt wieder zugeführt.

Roßla. Unter Vergiftungserſcheinungen ver-
ſtarb im hieſigen Krankenhauſe ein Bäckerlehrling aus
Queſtenberg. Der Verſtorbene hatte ſich vor kurzem einen
Zahn ſchmerzlos ziehen laſſen. Dabei ſoll das Kokain in ein
Jahngeſchwür gedrungen ſein. Die Leiche wurde von der
Staatsanwaltſchaft beſchlagnahmt.
Mühlverg. Kriegerverein oder Gewerkſchaft

Es iſt eine bekannte Tatſache, daß ſeit dem enormen Aufſtieg
der Gewerkſchaftsbewegung, die Kriegervereine reſp. der
Kreiskriegerbund beſtrebt ſind, namentlich in den ländlichen
Orten, die Unterſtützungseinrichtungen innerhalb ihrer Vereine
auszubauen, um der Gewerkſchaftsbewegung nach Möglichkeit
einen Damm entgegenzuſetzen.

Freilich will der Verſuch nicht immer gelingen, da für der-
artige Unterſtützungen, die doch Geld erfordern, bei den ſoge-
nannten erſtklaſſigen Kriegern ſelten die nötige Sympathie
vorhanden iſt. Doch iſt dies ja nichts weiter, als ein Geboi
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a unſer Mitglied, der Former

im Alter von 25 Jahren.
Ehre ſeinem Andenken!

Am Sonntag früh verſtarb nach langer, ſchwerer Krankheit

der Notwendigkeit, um damit die rückſtändigen Arbeiter in
ihren Kriegervereinen feſtzuhalten und, was die Hauptſache iſt,
dieſe vor der alles verhetzenden Arbeiterbewegung zu be
wahren. Das iſt lediglich der r der dürftigen Unter-ſtü ungseinxichtungen. Um nun den Arbeitern zu zeigen, daß
ieſe Einrich der Kriegervereine nur Mittel zum Zweck

iſt, diene foigender Fall: Der 48jährige Arbeiter Sch. ſtarb
kürzlich an den Folgen eines Schlaganfalles. Er war als Ge
werkſchaftler leider auch Mitglied des Kriegervereins, und zwar
ſogar ſeit ſeiner aktiven Dienſtzeit. Die Angehörigen hatten
demnach Anſpruch auf 30 Mark Sterbeunterſtützung. Davon
wurden gegen 18 Mark für den Leichenwagen abgezogen und
noch eine Summe für rückſtändige Beiträge. Die Frau des
Verſtorbenen erhielt 10,80 Mark ausgezahlt. Der Fabrik-
arbeiterverband, dem Sch. ſeit 6 Jahren angehörte, zahlte der
Witwe aber 70 Mark Sterbeunterſtützung aus. Wenn nun
auch das nicht alleiniger Zweck des Verbandes iſt, der doch
ſtets für beſſere Lohn und Arbeitsverhältniſſe ſeiner Mitglieder
geſorgt hat, ſo iſt es ohne weiteres klar, daß die Arbeiter in
bezug auf Unterſtützung durch die Kriegervereine gegenüber
ihrer Gewerkſchaft ſtets im Nachteil ſind. Aber nichtsdeſto-
weniger wird den Arbeitern in den Kriegervereinen erzählt
von der hohen Unterſtützung und von ſonſtigen Vorteilen, die
ſie angeblich genießen. Der angeführte Fall beweiſt allerdings
wieder mal das Gegenteil.

Wenn auch der hieſige Kriegerverein wirklich keinen Grund
hat, über Arbeiterzulauf zu klagen, ſo iſt es doch Tatſache, daß
gerade die Fabrikarbeiter, verſchiedentlich ſogar organiſierte,
dem Kriegerverein noch am meiſten nachlaufen. Daß die Ar-
beiter in den Kriegervereinen eine Rolle zu ſpielen gezwungen
ſind, die im Widerſpruch mit ihren eigenen Jntereſſen ſteht,
ſollte doch endlich auch dem blödeſten Arbeiter bald klar ſein.
Denn nur ſolche Arbeiter, die an Denkfaulheit und Kriegerei
leiden, kommen dabei auf ihre Rechnung und fühlen ſich „ge-
hoben“, wenn bei Feſtlichkeiten die „Vorgeſetzten“ mit dem
ſchönen Wort „Kamerad“ umſpringen. Denkenden Arbeitern
kann dies nicht paſſieren, ſie haben ſich zum Klaſſenbewußtiſein
durchgerungen.

Elſterwerda. Kartellſitzung. Nach Verleſen der
Präſenzliſte wurde in die Tagesordnung eingetreten. Unter
den Eingängen befand ſich ein Schreiben vom Kartell Bockwitz,
das eine kombinierte Sitzung der Kartelle Mühlberg, Elſter-
werda und Bockwitz vorſchlug. Der Zweck ſoll ſein eine
Stellungnahme zu den ſtattfindenden Wahlen zu den Ver-
ſicherungs- und Oberverſicherungsämtern. Die Sitzung ſoll in
Elſterwerda ſtattfinden. Das Kartell erklärte ſich mit dem
Vorſchlage einverſtanden. Nachdem gab Genoſſe Purſcher den
Bericht über die Konferenz in Sangerhauſen. Die anweſen-
den Genoſſen waren damit einverſtanden, daß ein Sekretariat
zur Vertretung beim Arbeiterverſicherungsamt in Merſeburg
eingerichtet wird. Die Veſchickung der Konferenz, die nächſten
Sonntag in Halle ſtattfindet, wurde gus finanziellen Gründen
abgelehnt. Das Gewerkſchaftsfeſt ſoll den 13. Juli ſtattfinden.
Zu den Vorbereitungen wurde eine fünfgliedrige Kommiſſion
gewählt. Jm Punkt Verſchiedenes wurden noch einige kleine
Angelegenheiten erledigt, worauf die Sitzung geſchloſſen
wurde.
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Am Frteg früh verſtarb nach langer, ſchwerer Krankheit

2 Sie speisen qut, appetitlich i
Friedrich Bocek *941 und preiswert im eigenen Heim

der tiaileschen Arbeiterschoft. 3:

Der Vorſtand. rReichhaltiger, kröftiger und
wohlschmeckender, guter 7
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i 50 p. zFriedrich Bock *942 u e.
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in Alter von 25 Jahren.
Ehre ſeinem Andenken!
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Vewattungsstelle Bitterfelcl, Sextton der Former. Für Kanada
Am früh verſtarb nach langer, ſchwerer Krankheit

werd. zahlreiche tüchtige Kohlen-
hauer, Schlepper, Tagelöhner, ei-Friedrich Bock 943 R vige Maschinensechlosser perfekte
Dreher Vorzug), Heizer für dau-

Die Verwaltung der Former. l ernd aufgenommen. Hohe Löhne.
Bei Landung in Kanada kein

Bemeinschaft]. Drts-Krankenbasse.

Nachtrag 13
zum Statut der Gemeinschafti. Orts-Krankenkasse.

Beſchloſſen in der GeneralVerſammlung vom 20. März 1913.
n. am 22. Mai vom Bezirks Ausſchuß in Merſeburg genehmigt.

s 13 Abſ. 1 Dſer 5 erhel folgende Faſ
er, 3 erhält folgende Faſſung:

3. im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten Tage nach
dem Tage der Erkrankung ab, für jeden Kalendertag die
Hälfte des in S 12 feſtgeſetzten dürchſchnittlichen Tagelohnes.

s 14, Abſ. 3 iſt dahin abzuändern daß hinter Kalendertag ein Punkt
geſetzt und der übrige Text geſtrichen wird.

s 14, Abſ. 4 iſt dahin abzuändern, daß die Worte
„mit Ausnahme bis „eintritt“ geſtrichen werden und hinter
iebt, ſtatt des Kommas ein Punkt geſetzt wird.

s 20a, Abſ. 1 erhält hinter dem Worte „Kaſſenmitglied“ folgenden

atz nu der Kaſſe unterbrochen ſechs Wochen angehört“.
30 erhäll folgende Faſſung ts Die wöchentlichen Kafſenbeiträge betragen für Mitglieder

der

Klaſſe U S Pfg.r IIIa J 4 60t III. J 7 e 75 II IVa J 7 e 90 I
I V a e 120V. 735Ve 150Uebergangsbeſtimmung. tZorſtebe e Aenderungen treten mit den 1. Juli 1913 in Kraft.

Halle (Saale), den 23. Juni 1913.
Der Vorſtand der Gemeinſchaſtlichen Ortskrankenkaſſe.

P. ius, Vorſitzender.fanz Unterricht fur de Arveiterschant.

Freitag den 27. Juni abends *9 Uhr beginnt im r Gust-
ne 3 Könige I der diesjährige Kurſus. Preis 10 Mark,

Geld vorzuzeigen. Aufnahme
ohne Gebührenzahlung durchAlle Sorten krele Turner, Bitterfeld. e Agentur The Transatiau-

Tische Am Sonntag früh verſtarb unſer Turngenoſſe, der Former tie“, 453. Strand, London*937 (England).

Groze Auswahl. Biluste Preise.

werden angenommen. 1796
G. Weinholz, Harz 48.

Abbruch
(neben Muſeum- Neubau).

Stubentüren, Fenſter, Kochöfen,

Sachen. Verkauf ſchon jetzt.
zahlbar in zwei Raten. Kein Kleiderzwang, keine Nebenkoſten.

*940 Hugo Märker, Tanzlehrer. bBisqgerige Arbetterkurſe: Zeitz. Apoida, Naumburg a. S., Weissenfels. Triftstr. 7. Telefon 5257.

Fußboden, Bauholz und Latten, Umtauſch ſowie Auke Aſchendeckel u. viele andere Niemand verſäume, ſeinen
Achtungsvoll Heinrich Glauser all pirmusens (Pfalz).

Otto Kichter, Deutschlands berühmteste Schuh-Industriestadt m. 300 Schuhfabriken.

Stühle Friearich e ec im Alter von 25 Jahren. Seohlacehte fest.Schränke 3 Ehre ſeinem Andenken! Der Vorſtand. S rDie Beerdi findet nächſten Mittwoch, ittags n ReiftſtraVertikos 5 Uhr, ſtatt Die Parteigenoſſen Wollen W gWndereſen et be 2.

z velde ehe rant Bohentaern'PSpiegel Die Vorſtände.
in bester Ausſführung. v W gröcgere ung kleinere

G. Sohaivie Eilt? Nur 7 Tage l Nur 7 7 ne: m Aucflüge!
Höbelfahrit. neben Ratskeller. g Lokal Jm Lokal J Spezialkarte des SaalkreiſesMöbelfuhren, mit Verſchluß, e ibtehes rse r g. e Preis 20 Pfg. ſ

RNadfahrkartenkrobersenuhwaren Musverhauf e e gen
g.r 7 33. Jpi, bis Nittwych, 2. r Preis 25T im Lokale d. Reſtaurants Berge sschen“, Unter- enLagerplatz Triftſtraßze berg 2. Jnhaber Walter Gohre- Speziallerte derVerkaufszeit von morgens 8 Uhr bis abends 8 Uhr. Provinz Sachſen

o kk Günſtigite Einkaufs Gelegenheit für Kinderſtlefel.
198 Se Se Sitgel- n 87. Pogten Herren Pamen- u. Kinderstiefel in schwarz u. braun I Spezialkatte Thüringens

Preis 40 Pfg.

Preis 1 Mk.

Haustüren, Ausgüfſſe, Fenſterläden F ſowie Halbſchuhe, Pantoffel u. Arbeiterſchuhe in reicher Aus
und viele andere Sachen. 1795 wahl. Herrenſtiefel 4.50, 4.90, 5.90, 6.50, 6.90, 7.50, 7.90Gr. Poſten Eichenholz u. Brenn- N mit und ohne Lack. Damenßſtieſel 3.90, 490, 5.50, 5.90. 6.50, i -Euholz fuhrenweiſe und einzeln. 6.90, 7.00, 8.56 mit und ohne Lack. Larte von Mittel ropa
Vom 1 Jull ab, Böckſtr 8 u. 9. J Sinderſtiejel, i8-22 1.30. 1.75. 22 2 272 73 Preis 50 Pfg.27—30 3.25, 3.50, 3.90, 4.50, 31—355 390. 4.00, 4.50, 4.90 Mk. Zu beziehen durch die

robe ttet.h Bee u decken: Volksbuchhandlung Halle a. S.
Karz 42/43.

Des Genochschaftzfest in ſale net an b. Jul za
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